
NIEDERSCHRIFT 

über die 3. Sitzung des Kreisausschusses 
am Montag, dem 25.11.2019, 

im Gebäude der SWK, Burgstraße 11, 67659 Kaiserslautern. 

ANWESEND WAREN:  

Vorsitzende/r 

Herr Ralf Leßmeister 

Kreisbeigeordnetek 

Herr Dr. Walter Altherr 
Frau Gudrun Heß-Schmidt 
Herr Peter Schmidt 

CDU 

Herr Dr. Peter Degenhardt 
Herr Erik Emich 
Herr Marcus Klein 
Frau Anja Pfeiffer 

Landrat 

1.Kreisbeigeordnete 

Verlässt die Sitzung um 10:53 Uhr. 

SPD 

Herr Thomas Wansch Kommt zur Sitzung um 09:02 Uhr. 
Herr Harald VVestrich 

FWG 

Herr Otto Karl Hach 
Herr Uwe Unnold 

BÜNDNIS 90/Die Grüne 

Herr Jochen Marwede 

Die LINKE 

Herr Alexander Ulrich Kommt zur Sitzung um 09:02 Uhr. 

AfD 

Herr Gottfried Müller 
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FDP 

Herr Goswin Förster 

CDU 

Frau Brigitte Hörhammer Vertretung für Herrn Ralf Hechler 

Verwaltung 

Herr Achim Schmidt 

Entschuldigt fehlten:  

CDU 

Herr Ralf Hechler 

SPD 

Herr Martin Müller 

Verwaltung: 

Herr Peter Keller 

Entschuldigt. 

Entschuldigt. 

Ltd. staatlicher Beamter 

Beginn: 09:00 Uhr Ende: 10:55 Uhr 
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Anwesenheit während der Beratung und Beschlussfassung: 

TOP 1 bis TOP 8.11: 

Als Vorsitzender Herr Landrat Ralf Leßnneister und 13 Mitglieder des Kreisausschusses. 

TOP 8.12 bis TOP 9: 

Als Vorsitzender Herr Landrat Ralf Leßmeister und 12 Mitglieder des Kreisausschusses. 
Herr Dr. Peter Degenhardt verlässt die Sitzung. 

Sodann wird beraten und beschlossen: 
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Zu der Sitzung wurden die Kreisausschussmitglieder am 18.11.2019 schriftlich unter 
Mitteilung der Tagesordnung eingeladen. 
Ort, Tag und Beginn der Sitzung sowie die Tagesordnung wurden am 22.11.2019 in 
der Tageszeitung „Die Rheinpfalz, Ausgabe Kaiserslautern" und im Internet unter der 
Adresse www.kaiserslautern-kreis.de  öffentlich bekannt gemacht. 

Der Vorsitzende Herr Landrat Ralf Leßrneister begrüßt zunächst die Anwesenden zur 
heutigen Sitzung. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung schlägt der Vorsitzende, Herr Landrat Leßmeister 
den Gremienmitgliedern Änderungen zur heutigen Tagesordnung 
vor. 
Der Vorsitzende regt an, die Tagesordnung um den Punkt 1635/2019 „Wahl ei-
ner/eines Integrationsbeauftragten für den Landkreis Kaiserslautern" zu erweitern. 
Die heutige Tagesordnung soll um diese Angelegenheiten ergänzt und unter Punkt 
Nr. 8.10 eingefügt werden. 
Außerdem soll der Punkt „Reichswald-Gymnasium Ramstein-Miesenbach; Vergabe 
von Fensterbauarbeiten" mit der Beratungsvorlagennummer 1517/2019 von der Ta-
gesordnung abgesetzt werden. 
Hiergegen erhebt sich kein Widerspruch seitens der Mitglieder. Das Gremium spricht 
sich für die vorgetragenen Änderungen der Tagesordnung aus. 

Nachdem sich keine weiteren Wortmeldungen zur Tagesordnung ergeben, eröffnet 
Herr Landrat Leßnneister die Sitzung, stellt die ordnungsgemäß ergangene Einladung 
und die Beschlussfähigkeit des Kreisausschusses fest. 

Zur Schriftführerin wird Frau Carmen Zäuner bestellt. 

Nachdem keine weiteren Änderungswünsche vorgetragen werden, stellt der Vorsit-
zende.die Tagesordnung wie folgt fest: 
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Tagesordnung:  

Öffentlicher Teil  

1 Eilentscheidung: Energetische Sanierung Kreisverwaltungs- 1622/2019 
gebäude - Nachtragsvergabe Tischlerarbeiten 

2 Energetische Sanierung Kreisverwaltungsgebäude 1621/2019 
- Nachtragsvergaben Gewerk Putzarbeiten 

3 Reichswald-Gymnasium Ramstein-Miesenbach; 1517/2019 
Vergabe von Fensterbauarbeiten 

4 Reichswald-Gymnasium Ramstein-Miesenbach; 1634/2019 
Ertüchtigung von Rettungswegen im Verwaltungstrakt 

5 Annahme von Spenden-/Sponsoringgeldern 1629/2019 
gern. § 58 Abs. 3 LKO 

6 Kommunales Investitionsprogramm 3.0 - Rheinland-Pfalz 1626/2019 
(KI 3.0, Kapitel 2) 
Maßnahmenliste -Stand 13.11.2019- 

7 Erlebnistag autofreies Lautertal 2020 1638/2019 

8 Vorbereitung der Sitzung des Kreistages 
am 02.12.2019 

8.1 Tätigkeitsbericht Gleichstellungsstelle 

8.2 Hauptsatzung des Landkreises Kaiserslautern; 1625/2019 
hier: Änderung 

8.3 Geschäftsverteilung; Umstrukturierung im Geschäftsbereich 1636/2019 
des Leitenden staatlichen Beamten 

8.4 Festsetzung des Kreisumlagesatzes für das Haushaltsjahr 1632/2019 
2020 

8.5 Verbuchung der Integrationspauschale und Bereitstellung 1608/2019 
von Projektkosten für die Verbandsgemeinden im Kreishaus- 
halt 2020 

8.6 Information zur energetischen Sanierung des Verwaltungs- 
gebäudes 

8.7 Information Raum- und Bedarfsplanung der Abteilung 4, 1633/2019 
Jugend und Soziales 

8.8 Nachwahl eines stv. Mitglieds in den Beirat für ältere 1613/2019 
Menschen 

8.9 Wahl ehrenamtlicher Richterinnen und Richter in der Sozial- 1637/2019 
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gerichtsbarkeit 

8.10 Wahl einer/eines Integrationsbeauftragten für den Landkreis 1635/2019 
Kaiserslautern 

8.11 Einwohnerfragestunde 

Nichtöffentlicher Teil 

8.12 Personalangelegenheit 1614/2019 

8.13 Personalangelegenheit 1627/2019 

9 Personalangelegenheit 1615/2019 
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Öffentlicher Teil 

TOP 1 Eilentscheidung: Energetische Sanierung Kreisverwaltungsgebäude 
- Nachtragsvergabe Tischlerarbeiten 
Vorlage: 1622/2019 

Die Mitglieder nehmen die getroffene Eilentscheidung zur Kenntnis. 



Landkreis 
Kaiserslautern 

TOP Ö 1 

KREISVERWALTUNG KAISERSLAUTERN 

Fachbereich 5.2 

162212019 

12.11.2019 
Herrn Landrat Leßmeister 

über 
Abteilungsleiter 1 
und FB 1.3 Finanzen 

im Hause 

ENTSCHEIDUNGSVORLAGE 

(Eilentscheidung gemäß § 42 LKO) 

Beratungsfolge 

Kreisausschuss 

Termin 

25.11.2019 

Status 

öffentlich 

   

Energetische Sanierung Kreisverwaltungsgebäude - Nachtragsvergabe 
Tischlerarbeiten 

Sachverhalt:  

Im Zuge der Sanierung des Kreisverwaltungsgebäudes wurde das Gewerk Tischlerarbeiten im 
offenen Verfahren ausgeschrieben und an die Firma Raumvision GmbH vergeben. 

Unter anderem wurden in diesem Gewerk Leistungen wie Aufarbeitung und ggf. Ergänzung der 
Vertäfelung im Sitzungssaal, die Aufarbeitung und Ergänzung der denkmalgeschützten 
Einbauschränke und Heizkörperverkleidungen, die Teeküchen sowie die Ergänzung aller Türen 
beauftragt. 

Im Zuge der Ausführung der Arbeiten hat sich herausgestellt, dass einige Türen nicht mehr im 
Bestand vorhanden sind und zusätzlich ergänzt werden müssen, Oberflächen der Küchen nicht 
wie ausgeschrieben ausgeführt werden können und deutlich mehr Teile der Holzverkleidung im 
Sitzungssaal, im 4. OG (ehemaliges Sozialgericht) sowie bei den Heizkörperverkleidungen 
ergänzt werden müssen. Diese Leistungen wurden durch die Firma Raumvision alle als 
Nachtragsleistungen in einem Nachtrag angeboten zum geprüften Angebotspreis von 30.421,18 
Euro inkl. MwSt. 

Wir empfehlen, die Leistungen wie angeboten zu beauftragen. 



Begründung der Eilbedürftigkeit: 

Es handelt sich hier um Leistungen mit Produktionszeiten bis zu sechs Wochen. Da die 
Verwaltung schnellstmöglich fertigzustellen ist um einen Umzug der Verwaltung nicht zu 
gefährden, sollten die Leistungen umgehend beauftragt werden. 

Entscheidungsvorschlag: 

Es wird empfohlen, das Nachtragsangebot 00132/19 der Firma Raumvision zum angebotenen 
Preis in Höhe von 30.421,18 Euro inkl. MwSt. zu beauftragen. 

Im Auftrag 

Melanie Gentek 
Fachbereichsleiterin 5.2 
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TOP 2 Energetische Sanierung Kreisverwaltungsgebäude 
- Nachtragsvergaben Gewerk Putzarbeiten 
Vorlage: 1621/2019 

Nach der Darstellung durch den Vorsitzenden schließen sich einige Rückfragen hier-
zu an. 

Im Folgenden beschließt der Kreisausschuss: 

1. Den notwendigen Nachtragsleistungen an die Fa. THOMAS GmbH bezüglich 
der Wandqualitäten (Nachtrag 1) in Höhe von 80.406,75 EUR inkl. MwSt. wird 
zugestimmt. 

2. Dem Nachtrag 2 an die Fa. Thomas GmbH für diverse Zusatzleistungen in 
Höhe von 29.088,92 EUR inkl. MwSt. zugestimmt. 

Abstimmungsergebnis:  

Ja-Stimmen: — 14 — 
Nein-Stimmen: — 0— 
Stimmenthaltungen: — 0 — 



TOP Ö 2 
KREISVERWALTUNG KAISERSLAUTERN 

Fachbereich 5.2 dll  Landkreis 
1621/2019 Kaiserslautern 

20.11.2019 

Beschlussvorlage 

Beratungsfolge 

Kreisausschuss 

Termin 

25.11.2019 

Status 

öffentlich 

   

Energetische Sanierung Kreisverwaltungsgebäude - Nachtragsvergaben Gewerk 
Putzarbeiten 

Sachverhalt:  

Das Gewerk Putzarbeiten wurde seinerzeit im offenen Verfahren ausgeschrieben und zum ange-
botenen Preis von 150.292,78 EUR inkl. MwSt an die Fa. THOMAS GmbH vergeben. 

Im Bauablauf ergaben sich die nachfolgenden beiden Nachträge, über die nunmehr zu entschei-
den ist. 

1. Nachträge Wandqualität 

Ursprünglich war nicht vorgesehen, die Wandflächen in den Büros und Fluren vollständig zu ver-
putzen. Während der Sanierungsmaßnahme hat sich herausgestellt, dass sämtliche Wände un-
terschiedliche Materialien aufweisen und durch das Verspachteln von Schlitzen, Schließen von 
größeren Öffnungen durch Vermauern, (zudem kam es durch das Entfernen von losen Farbres-
ten zu Putzabplatzungen etc.) einen unbefriedigenden Zustand aufweisen würden. Der Objekt-
planer AECOM hatte bei Erstellung des Leistungsverzeichnisses lediglich vorgesehen, Wände 
auszubessern. Aufgrund des tatsächlichen Zustandes wurde auf Empfehlung von AECOM und 
nach Abstimmung mit den Denkmalbehörden entschieden, sowohl die Büros als auch die Haupt-
flure im gesamten Gebäude mit einem Kalkzementputz zweilagig in Qualität Q3 zu spachteln. 

Dadurch kam es zu Nachtragsleistungen in Höhe von 80.406,75 EUR inkl. MwSt. Die Leistung 
war aus bautechnischen sowie optischen Gründen zwingend notwendig. 

2. Nachtragsleistung von diversen Zusatzleistungen 

Es handelt sich bei diesem Nachtrag um nachträglich angebotene Leistungen, die durch ein vom 
Büro AECOM lückenhaft erstelltes Leistungsverzeichnis und eine mangelhafte Koordination der 
Bauabläufe durch AECOM im Ursprungsauftrag nicht enthalten waren. 

Es wird noch zu klären sein, inwieweit diese Kosten ganz oder teilweise dem Planungsbüro 
AECOM, welchem zwischenzeitlich gekündigt werden musste, in Rechnung gestellt werden kön-
nen. 

Bei den Zusatzleistungen handelt es sich z.B. um den Abbruch von Fensterleibungen auf der 
Südseite des Gebäudes, das Verschließen von Löchern, das Verputzen von Brüstungen im Be-
reich der Heizkörpernischen. 



Insgesamt kam es zu einem Nachtrag für diese Zusatzleistungen in Höhe von 29.088,92 EUR 
inkl. MwSt. 

Bei beiden Nachtragspositionen handelte es sich um Leistungen, die dem Grunde nach notwen-
dig waren. Zum Zeitpunkt der anstehenden Ausführung war allerdings trotz wiederholten Drän-
gens von AECOM keine mangelfreie fachtechnische Stellungnahme mit Preisprüfung zu 
erhalten. Um keinen Baustopp, welcher seinerseits zu Mehrkosten durch Bauzeitverlängerung 
geführt hätte, zu riskieren, wurden die notwendigen Leistungen dennoch zur. Ausführung freige-
geben. 

Die Leistungen werden im Rahmen der jeweiligen Gesamtabrechnungen nachgeprüft und abge-
rechnet. 

Beschlussvorschlag:  

Der Kreisausschuss beschließt: 

1. Den notwendigen Nachtragsleistungen an die Fa. THOMAS GmbH bezüglich der Wand-
qualitäten (Nachtrag 1) in Höhe von 80.406,75 EUR inkl. MwSt. wird zugestimmt. 

2. Dem Nachtrag 2 an die Fa. Thomas GmbH für diverse Zusatzleistungen in Höhe von 
29.088,92 EUR inkl. MwSt. zugestimmt. 

Im Auftrag: 

gez. 

Melanie Gentek 
Fachbereichsleitung FB 5.2 
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TOP 3 Reichswald-Gymnasium Ramstein-Miesenbach; 
Vergabe von Fensterbauarbeiten 
Vorlage: 1517/2019 

- Absetzung von der Tagesordnung - 
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TOP 4 Reichswald-Gymnasium Ramstein-Miesenbach; Ertüchtigung von Ret- 
tungswegen im Verwaltungstrakt 
Vorlage: 1634/2019 

Das Wort wird Frau Gudrun Heß-Schmidt, 1. Kreisbeigeordnete erteilt. Sie erläutert 
die Ertüchtigung des Rettungsweges und macht Ausführungen zur Vorgehensweise. 

Rückfragen hierzu können geklärt werden. 

Der Kreisausschuss beschließt die Ertüchtigung des zweiten Rettungsweges durch 
Ausführung der Variante 2 (Außentreppe) mit geschätzten Gesamtkosten in Höhe 
von 78.066,26€ und einem Eigenanteil des Landkreis in Höhe von 55.100,61 €. 

Abstimmungsergebnis: 

Ja-Stimmen: — 13 
Nein-Stimmen: — 0 
Stimmenthaltungen: — 1 

— 
— 
— 



TOP 15 4 
KREISVERWALTUNG KAISERSLAUTERN 

Fachbereich 5.2 All  Landkreis 
1634/2019 Kaiserslautern 

20.11.2019 

Beschlussvorlage 

Beratungsfolge 

Kreisausschuss 

Termin 

25.11.2019 

Status 

öffentlich 

   

Reichswald-Gymnasium Ramstein-Miesenbach; Ertüchtigung von Rettungswegen 
im Verwaltungstrakt 

Sachverhalt:  

Am 12.06.2017 wurden dem Kreisausschuss mehrere Varianten zur Ertüchtigung des zweiten 
baulichen Rettungsweges am Reichswaldgymnasium in Ramstein zur Entscheidung vorgelegt. 
Es ging um drei mögliche Varianten: 

Variante 1 
Bypass durch den Verwaltungstrakt über die angrenzenden Büroräume. Diese Variante würde 
einen wesentlichen Eingriff in die Nutzung der Räume darstellen, da alle Türen auf eine lichte 
Breite von 1,20 m vergrößert werden müssten. Die Kosten wurden für diese Variante auf ca. 
40.000 EUR geschätzt. 

Variante 2 
Bau einer Außentreppe am Lehrerzimmer. Diese Variante ist die funktionalste Lösung. Und wur- 
de zu diesem Zeitpunkt auf ca. 60.000 EUR geschätzt. 

Variante 3a 
Schaffung eines zweiten Rettungsweges durch Einziehen einer verglasten Trennwand im Trep- 
penraum. Die damalige Kostenschätzung lag hier bei ca. 37.000 EUR. 

Variante 3b 
Schaffung eines zweiten Rettungsweges durch Einziehen einer Trennwand im Treppenraum in 
Trockenbauweise. Die damalige Kostenschätzung lag hier bei ca. 25.500 EUR 

Der Kreisausschuss hatte damals entschieden, die Variante 3b planen zu lassen, da diese mit 
dem geringsten Kostenaufwand verbunden war. 

In Absprache mit der Schulleitung und unserer Unteren Bauaufsichtsbehörde empfehlen wir zur 
Wahrung des baulichen Charakters nunmehr die Variante 2 (Außentreppe). Die bisher aus Kos-
tengründen favorisierte Trennwand würde dem Innenraum-Charakter der Schule zuwider laufen. 

Nach aktueller Kostenabschätzung des Planers ist nunmehr mit folgenden Kosten zu rechnen: 



Variante 1 Bypass Variante 2 Außentreppe Variante 3a Trenn- 
wand Glas 

Variante 3b Trenn-
wand Trockenbau 

Entfallen 78.066,26 EUR 95.161,94 EUR 39.903,38 EUR 

Damit besteht zwischen Variante 2 und 3b eine Kostendifferenz von knapp 40.000 €. Um die Va-
riante Außentreppe dennoch zu ermöglichen, hat der Förderverein angeboten, Spendengelder für 
andere schulische Bedarfe bereitzustellen, um auf diese Weise die dem Kreis entstehenden 
Mehrkosten zu reduzieren. 

So wurde eine zweckgebundene Spende für die Calisthenics-Sportanlage (Außensportanlage 
zum Ganzkörpertraining) getätigt in Höhe von 12.965,65 EUR. Eine weitere Spendenzusage für 
die Mitfinanzierung des Sonnensegels in Höhe von 10.000,00 EUR wurde zugesagt. Somit liegt 
der anrechenbare Spendenanteil für die favorisierte Variante bei rd. 23.000 EUR. 

Die dem Landkreis entstehenden Mehrkosten für die Treppe für die Variante 2 Außentreppe ver-
ringert sich auf ca. 15.000 EUR 

Durch die Spenden des Fördervereins stellen sich die Varianten 2 und 3a damit wie folgt dar: 

Variante 2 Außentreppe Variante 3 a Trennwand 
78.066,26 EUR geschätzte Gesamtkosten 39.903,38 EUR geschätzte Gesamtkosten 
22.965,65 EUR zweckgebundene Spenden 
15.197,23 EUR (Verbleibender Kreisanteil Mehr-
kosten) 

55.100,61 EUR (Eigenanteil Landkreis) 39.903,38 EUR (Eigenanteil Landkreis) 

Beschlussvorschlad:  

Der Kreisausschuss beschließt die Ertüchtigung des zweiten Rettungsweges durch Ausführung 
der Variante 2 (Außentreppe) mit geschätzten Gesamtkosten in Höhe von 78.066,26 € und ei-
nem Eigenanteil des Landkreis in Höhe von 55.100,61 €. 

Im Auftrag: 

Melanie Gentek 
Fachbereichsleitung 
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TOP 5 Annahme von Spenden-/Sponsoringgeldern gern. § 58 Abs. 3 LKO 
Vorlage: 1629/2019 

Der Kreisausschuss beschließt, die im Sachverhalt angeführten Zuwendungsange-
bote des Fördervereins Reichswald Gymnasium Ramstein e.V. in Höhe von 
12.695,05 € sowie 10.000€ anzunehmen. 

Abstimmungsergebnis: 

Ja-Stimmen: — 14 
Nein-Stimmen: — 0 
Stimmenthaltungen: — 0 

— 
— 
— 



Fachbereich 1.3 
1.3/It/11612 
1629/2019 

Landkreis 
Kaiserslautern 

TOP Ö 5 
KREISVERWALTUNG KAISERSLAUTERN 

19.11.2019 

Beschlussvorlage 

Beratungsfolge 

Kreisausschuss 

Termin 

25.11.2019 

Status 

öffentlich 

   

Annahme von Spenden-/Sponsoringgeldern gern. § 58 Abs. 3 LKO 

Sachverhalt:  

Dem Landkreis Kaiserslautern wurden folgende Zuwendungen im Sinne von § 58 Abs. 3 LKO 
angeboten: 

Zuwendungsgeber Zweck Betrag 
Förderverein Reichswald 
Gymnasium Ramstein e.V. 

Finanzielle Unterstützung für die Beschaffung 
eines Sportgerätes —Calisthenicsanlage- 

12.695,05€ 

Förderverein Reichswald 
Gymnasium Ramstein e.V. 

Finanzielle Unterstützung für die Beschaffung 
eines Sonnensegels 

10.000,00 € 

Das Zuwendungsangebot des Fördervereins Reichswald Gymnasium Ramstein e.V. für die Be-
schaffung des Sportgerätes wurde der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion (ADD) Trier am 
14.11.2019 angezeigt. Von dort wurden bisher keine Bedenken gegen die Annahme geltend ge-
macht. 
Das Zuwendungsangebot des Fördervereins Reichswald Gymnasium Ramstein e.V. für die Be-
schaffung des Sonnensegels wird der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion (ADD) Trier noch 
angezeigt. 

Beschlussvorschlag:  

Der Kreisausschuss beschließt, die im Sachverhalt angeführten Zuwendungsangebote des För-
dervereins Reichswald Gymnasium Ramstein e.V. in Höhe von 12.695,05€ sowie 10.000€ an-
zunehmen. 

Im Auftrag: 

Thomas Lauer 
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TOP 6 Kommunales Investitionsprogramm 3.0 - Rheinland-Pfalz (KI 3.0, Kapitel 2) 
Maßnahmenliste -Stand 13.11.2019- 
Vorlage: 1626/2019 

Herr Landrat Leßmeister informiert zunächst hinsichtlich der überarbeiteten Maßnahmenliste 
und deren anschließenden Vorlage zur Abstimmung beim zuständigen Finanzministerium. 

Der Kreisausschuss stimmt der aktuellen Maßnahmenliste des Landkreises Kaisers-
lautern zum KI 3.0, Kapitel 2 (Stand 13.11.2019) zu. 

Der Kreisausschuss ermächtigt die Verwaltung, Änderungen der Maßnahmenliste 
weiterhin jederzeit in Abstimmung mit den Verbandsgemeinden und privaten Schul-
trägern vorzunehmen und die aktualisierte Maßnahmenliste den zuständigen Ministe-
rien zuzuleiten. 

Ein Beschluss des Kreisausschusses ist nur dann herbeizuführen, wenn eine Ände-
rung der Aufteilung des Förderbudgets zwischen Landkreis / Verbandsgemeinden 
und privaten Schulträgern erfolgen soll. 

Abstimmungsergebnis:  

Ja-Stimmen: — 14 — 
Nein-Stimmen: — 0 — 
Stimmenthaltungen: — 0 — 



Landkreis 

TOP Ö 6 
KREISVERWALTUNG KAISERSLAUTERN 

Fachbereich 1.3 
1.3/10 1611-KI 3.0 
1626/2019 Kaiserslautern 

18.11.2019 

Beschlussvorlage 

Beratungsfolge 

Kreisausschuss 

Kommunales Investitionsprogramm 3.0 - Rheinland-Pfalz (KI 3.0, Kapitel 2) 
Maßnahmenliste -Stand 13.11.2019- 

Sachverhalt:  

Mit Schreiben vom 31.10.2019 konkretisierte das Ministerium der Finanzen den weiteren Zeitplan 
für die Umsetzung des KI 3.0, Kapitel 2. Hinsichtlich der Vorgaben und Fristen verweisen wir auf 
das beigefügte Schaubild (Anlage 1 — eigene Darstellung). Demnach wurde u.a. das Fristende 
für die Antragstellung der Maßnahmen auf den 30.06.2020 festgelegt. 

Den Verbandsgemeinden und den privaten Schulträgern wurde das Informationsschreiben des 
Ministeriums der Finanzen zur Kenntnis mit der Bitte um zwingende Beachtung weitergeleitet. 

In Abstimmung mit den Verbandsgemeinden und den privaten Schulträgern wurde zwischenzeit-
lich auch die Maßnahmenliste (Anlage 2) aktualisiert. Die Maßnahmenliste umfasst aktuell noch 
19 Projekte (1 Projekt wurde gestrichen). Für ein Projekt wurde bisher die Bewilligung erteilt, für 6 
weitere Projekte sind die Zuwendungsanträge gestellt. 

Das Förderbudget in Höhe von 5.958.000 € ist bis auf einen geringen Restbetrag von 11.604 € 
vollständig ausgeschöpft. Die Änderungen (rot) gegenüber der letzten Maßnahmenliste und die 
seither vorgenommenen eigenen Anmerkungen in der Maßnahmenbeschreibung (blau) sind farb-
lich gekennzeichnet. 

Die Verteilung auf die einzelnen Budgets für kommunale und private Schulträger ist am Ende der 
Maßnahmenliste dargestellt. Die Budgetverteilung wurde vom Kreistag am 20.11.2017 festgelegt, 
für den weiteren Vollzug des KI 3.0-Programms hatte der Kreistag den Kreisausschuss als zu-
ständiges Gremium bestimmt. 

Die aktualisierte Maßnahmenliste wird dem Ministerium der Finanzen vorgelegt. 

Es ist davon auszugehen, dass es bis zum Fristende für die Antragstellung noch zu Änderungen 
und Anpassungen in der Maßnahmenliste kommen wird. 

Beschlussvorschlag; 

Der Kreisausschuss stimmt der aktuellen Maßnahmenliste des Landkreises Kaiserslautern zum 
KI 3.0, Kapitel 2 (Stand 13.11.2019) zu. 

Termin Status 

25.11.2019 öffentlich 



Der Kreisausschuss ermächtigt die Verwaltung, Änderungen der Maßnahmenliste weiterhin je-
derzeit in Abstimmung mit den Verbandsgemeinden und privaten Schulträgern vorzunehmen und 
die aktualisierte Maßnahmenliste den zuständigen Ministerien zuzuleiten. 

Ein Beschluss des Kreisausschusses ist nur dann herbeizuführen, wenn eine Änderung der Auf-
teilung des Förderbudgets zwischen Landkreis / Verbandsgemeinden und privaten Schulträgern 
erfolgen soll. 

Im Auftrag: 

Thomas Lauer 

Anlage/n: 

Maßnahmenliste K13-Kapitel2 LK KL - Stand 13.11.2019 
Zeitschiene KI 3.0-Kapite12_2617-2023 



Niederschrift der 3. Sitzung des Kreisausschusses vom 25.11.2019 

TOP 7 Erlebnistag autofreies Lautertal 2020 
Vorlage: 1638/2019 

Der Vorsitzende erläutert zunächst den Sachstand entsprechend der Beratungsvor-
lage und informiert zu den bisherigen Absprachen zwischen den beteiligten Gebiets-
körperschaften. 

Ein reger Austausch schließt sich an. 

Im Anschluss stellt der Vorsitzende der FVVG-Fraktion, Herr Uwe Unnold dahinge-
hend einen Erweiterungsantrag, die beiden weiteren derartigen Veranstaltungen in-
nerhalb des Landkreises „Radelspass im Sickinger-Land" sowie „autofreies VVallhalb-
tal", welche jährlich wechselnd durchgeführt werden, ebenfalls finanziell zu unterstüt-
zen 
Eine etwaige Grundfinanzierung könnte dabei mit einer Pauschale an der Höhe der 
Veranstaltungskosten orientiert werden. 

Herr Lauer, Fachbereichsleiter Finanzen weist darauf hin, dass es sich hierbei um 
eine Ausweitung der freiwilligen Leistungen handelt, was aufsichtsbehördlich zu 
Problemen führen kann. 
Der Ausschuss verständigt sich darauf, dass die Leistungssumme in Höhe von jähr-
lich 6.000 € nicht überschritten werden darf. 

Der Kreisausschuss beschließt, der dargestellten inhaltlichen Vereinbarung und dem 
vorstehenden Beteiligungsmodell zu zustimmen und vergleichbare Radelereignisse 
mitzutragen. 

Abstimmungsergebnis:  

Ja-Stimmen: — 13 — 
Nein-Stimmen: — 0 — 
Stimmenthaltungen: — 1 — 



Abteilung 1 (AbtL) 
1 
1638/2019 

Landkreis 
Kaiserslautern 

TOP Ö 7 
KREISVERWALTUNG KAISERSLAUTERN 

20.11.2019 

Beschlussvorlage 

Beratungsfolge 

Kreisausschuss 

Termin 

25.11.2019 

Status 

öffentlich 

   

Erlebnistag autofreies Lautertal 2020 

Sachverhalt:  

Der Erlebnistag „Autofreies Lautertal" wurde in den vergangen Jahren, mit Ausnahme der Jahre 
2017 und 2019, insgesamt bereits 23 Mal veranstaltet. 

Im Februar 2016 erfolgte eine Absprache der beteiligten Gebietskörperschaften (Landkreise Ku-
sel und Kaiserslautern, Stadt Kaiserslautern, Verbandsgemeinden Lauterecken-Wolfstein und 
Otterbach-Otterberg sowie den zugehörigen Ortsgemeinden), die Veranstaltung auch in den 
kommenden Jahren durchzuführen (vgl. die im Anhang beigefügte Niederschrift vom 
29.02.2016). 

Die Entscheidung erfolgte vor allem wegen des nach wie vor großen Beteiligungsinteresses in 
der Bevölkerung und auch im Hinblick auf die Unterstützung der beteiligten Vereine im Lautertal. 
Der Erlebnistag ist eine populäre „Marke" für die überregionale Erlebnis-Touristik im Lautertal. 

Alle beteiligten Lautertal-Ortsgemeinden im Landkreis Kaiserslautern hatten sich ebenfalls ein-
stimmig für ihre weitere aktive Beteiligung ausgesprochen; entsprechende Ratsbeschlüsse, wo-
nach sich die Ortsgemeinden mit einem Betrag von 0.41 €/Einwohner an den Kosten beteiligen, 
liegen zu Grunde. 

Die Stadt Kaiserslautern beteiligt sich mit pauschal 2.000 € an der Veranstaltung. Die Landkreise 
Kusel und Kaiserslautern hatten sich bisher bereiterklärt, den jeweiligen Fehlbetrag zwischen 
Einnahmen und Ausgaben jeweils zu 50% zu übernehmen. Die Ausgaben- und Finanzierungs-
übersicht der Jahre 2014 bis 2018 können Sie im Detail der ebenfalls beigefügte Anlage entneh-
men. 

In einer am 11.11.2019 erfolgten Besprechung wurde unter den beteiligten Gebietskörperschaf-
ten vereinbart, die Veranstaltung auch weiterhin auszurichten. Als Termin wurde unter Berück-
sichtigung der Verkehrssituation im Lautertal der 16. August 2020 auserkoren. Zukünftig sollte 
jedoch an dem traditionellen Termin des 1. Sonntags im August festgehalten werden. 

Unter den beteiligten Behördenleitern wurde ebenfalls vereinbart, dass die federführende Organi-
sation zwischen den Gebietskörperschaften wechseln und sich am Startort des jeweiligen Veran-
staltungsjahres orientieren soll. Im Jahr 2020 würde der Startort innerhalb der Verbandsgemein-
de Lauterecken-Wolfstein liegen, sodass sich die Kreisverwaltung Kusel für die federführende 
Organisation bereiterklärt hat. 



Auf Grund der Tatsache, dass der Tourismus im Landkreis Kaiserslautern in der Zuständigkeit 
der Verbandsgemeinden liegt, wurde ebenfalls vereinbart, dass sich die beiden beteiligten Ver-
bandsgemeinden anteilig an den ungedeckten Kosten beteiligen. Eine entsprechende Vereinba-
rung, die die Einzelheiten bezüglich Ausrichtung, Beteiligung und Finanzierung der Veranstaltung 
regeln soll, wird derzeit von der Kreisverwaltung Kusel ausgearbeitet. 

Orientiert an der letzten Abrechnung im Jahr 2018 würde sich nach dem vorstehenden Beteili-
gungsmodell der Anteil des Landkreises Kaiserslautern von rd. 6.000 € auf 3.000 € reduzieren. 

Für den Landkreis Kaiserslautern würden außer der originären Zuständigkeit der Rettungsdienst-
behörde im Zusammenhang mit der Genehmigung des Rettungsdienstes keine weiteren Perso-
nalkosten entstehen. 

Beschlussvorschlaq: 

Der Kreisausschuss wird um Beratung und Entscheidung gebeten, ob der oben dargestellten 
inhaltlichen Vereinbarung und dem vorstehenden Beteiligungsmodell zugestimmt werden kann. 

Gez. 

Ralf Leßmeister 
Landrat 

Anlagein: 
2014-2018_Kosten Autofreies Lautertal 
20160225_NDS Autofreies Lautertal_final 



Niederschrift der 3. Sitzung des Kreisausschusses vom 25.11.2019 

TOP 8 Vorbereitung der Sitzung des Kreistages am 02.12.2019 

TOP 8.1 Tätigkeitsbericht Gleichstellungsstelle 

Die Vorstellung des Berichts erfolgt in der Sitzung des Kreistages am kommenden 
Montag, 02. Dezember 2019. 



Niederschrift der 3. Sitzung des Kreisausschusses vom 25.11.2019 

TOP 8.2 Hauptsatzung des Landkreises Kaiserslautern; hier: Änderung 
Vorlage: 1625/2019 

Das Wort wird Frau 1. Kreisbeigeordneten Gudrun Heß-Schmidt erteilt. Sie stellt die 
Änderungen entsprechend der Beratungsvorlage ausführlich dar. 

Der Kreisausschuss empfiehlt dem Kreistag, die beigefügte Änderungssatzung zur 
Hauptsatzung des Landkreises Kaiserslautern vom 22.08.1994, zu beschließen. 

Abstimmungsergebnis: 

Ja-Stimmen: — 14 
Nein-Stimmen: — 0 
Stimmenthaltungen: — 0 

In diesem Zusammenhang wirft Herr Alexander Ulrich, Die Linke im Kreistag die 
Thematik „Sitzungsgelder/Entschädigungsleistungen" auf. Hierzu regt er an, die der-
zeit unterschiedlich geregelten Höhen der Entschädigungsleistungen sowie die The-
matik zur Abrechnung der Fahrtkosten zu überdenken und ggfs. anzupassen. Ein 
Vorschlag aus der Mitte des Gremiums erfolgt hierzu nicht. 

Eine Prüfung der Angelegenheit wird bis zur anstehenden Sitzung des Kreistages am 
02. Dezember 2019 zugesagt. 

— 
— 
— 



TOP Ö 8.2 
KREISVERWALTUNG KAISERSLAUTERN 
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Hauptsatzung des Landkreises Kaiserslautern; hier: Änderung 

Sachverhalt: 

Gemäß § 18 Landkreisordnung (LKO) haben die Landkreise eine Hauptsatzung zu erlassen, in 
der die nach den Bestimmungen der LKO der Hauptsatzung vorbehaltenen Angelegenheiten zu 
regeln sind. 

Sie kann weitere für die Selbstverwaltung der Landkreise wichtige Fragen regeln. 

Als Anlage beigefügt ist der Entwurf einer Änderungssatzung. 

Beschlussvorschlag: 

Der Kreistag beschließt die beigefügte Änderungssatzung zur Hauptsatzung des Landkreises 
Kaiserslautern vom 22.08.1994. 

Im Auftrag: 
Achim Schmidt 



LANDKREIS KAWSPAHRN 

All  Landkreis 
Kaiserslautern 

Satzung zur Änderung der Hauptsatzung des Landkreises Kaiserslautern vom 
22. August 1994 

zuletzt geändert durch Beschluss des Kreistages vom 24.06.2019. 

Der Kreistag des Landkreises Kaiserslautern hat aufgrund 

der §§ 17, 18 und 25 des Landkreisordnung (LKO) in der Fassung vom 31. Januar 1994 
(GVBI. S. 188), zuletzt geändert durch Artikel 19 des Gesetzes vom 22.12.2015 (GVBI. S. 
477) 

der Landesverordnung (LVO) zur Durchführung des Landkreisordnung (LKO-DVO) vom 21. 
Februar 1974 (GVBI. S. 102), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
06. November 2009 (GVBI. S. 379), BS 2020-2-1, 

der §§ 2, 3, 4, 5, 7 und 15 der Landesverordnung über die Aufwandsentschädigung für 
kommunale Ehrenämter (KomAEVO) vom 27. November 1997 (GVBI. S. 435), zuletzt geän-
dert durch LVO vom 17. November 2015 (GVBI. S. 431), BS 2020-4, 

des § 2 der Feuerwehr-Entschädigungsverordnung vom 12. März 1991 (GVBI. S. 85), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 26.01.2015 (GVBI. S. 14), BS 213-50-3, 

des § 3 Abs. 3 EbÖGdV0 vom 27.02.1997 (GVBI. S. 95), zuletzt geändert 28.08.2001 

und des § 46 des Landesjagdgesetzes (LJG) vom 9. Juli 2010 (GVBI. S. 149) BS 792-1, 
zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 12,09.2012 (GVBI. S. 310) 

in seiner Sitzung am 02.12.2019 folgende Satzung zur Änderung der Hauptsatzung be-
schlossen, die hiermit öffentlich bekannt gemacht wird: 

Artikel 1 

Nr. 1 
§ 11 „Aufwandsentschädigung des Kreisfeuerwehrinspekteurs, seiner ständigen Vertreter, 
der Kreisausbilder, des Kreisjugendfeuerwehrwarts, der Führer von Einheiten des Katastro-
phenschutzes und der Katastrophenschutzhelfer des Landkreises Kaiserslautern" wird wie 
folgt geändert: 

In Absatz 4 Lit. b) wird Satz 2 eingefügt: „Die bestellten Gerätewarte erhalten für jede 
geleistete Stunde eine Aufwandsentschädigung in Höhe von 8,00 €." 

Absatz 4 wird um Lit. c) ergänzt: „Die Katastrophenschutzhelfer erhalten für jede geleistete 
Übung eine AufwandsentsChädigung in Höhe von 3,00 €. Pro Monat werden bis zu zwei 
Übungen anerkannt, diese müssen im Vorfeld angemeldet und genehmigt sein." 
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Nr. 2 
§ 11 a „Aufwandsentschädigung des ehrenamtlichen Ärztlichen Leiters Rettungsdienst 
(ÄLRD)" wird folgt eingefügt: 

(1) Der Landkreis Kaiserslautern ernennt aufgrund des ausgedehnten Aufgabenspektrums 
neben dem hauptamtlichen Ärztlichen Leiter Rettungsdienst einen ständigen Vertreter im 
Ehrenamt. 

(2) Der ehrenamtliche Ärztliche Leiter Rettungsdienst erhält für seine ständige Vertretungs-
bereitschaft zur Abgeltung der mit der Wahrnehmung des Ehrenamtes verbundenen not-
wendigen baren Auslagen und der sonstigen persönlichen Aufwendungen eine pauschale 
monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe von 200,00 € (§ 3 Abs. 3 LVO, EbÖGdV0). 

(3) Neben der Aufwandsentschädigung erhält der ehrenamtliche Ärztliche Leiter Rettungs-
dienst für Dienstreisen Reisekostenvergütung nach den Bestimmungen des Landesreisekos-
tengesetzes in der jeweils geltenden Fassung. 

Artikel 2 

Artikel 1 tritt zum 02.12.2019 in Kraft. 

Kaiserslautern, den 02.12.2019 

gez. 
Ralf Leßmeister 
Landrat 

Hinweis:  

Gemäß § 17 Abs. 6 LKO wird auf Folgendes hingewiesen: 

Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzes oder auf 
Grund dieses Gesetzes zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntgabe als von 
Anfang an gültig zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn 

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die Ausfertigung o-
der die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder 

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet o-
der jemand die Verletzung der Verfahrens- und Formvorschriften gegenüber der Kreisverwal-
tung unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schriftlich gel-
tend gemacht hat. 

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der in 
Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. 

00014581.doc 



TOP Ö 8.2 
§11 

Aufwandsentschädigung des Kreisfeuerwehrinspekteurs, seiner ständigen 
Vertreter, der Kreisausbilder, des Kreisjugendfeuerwehrwarts, der 

Führer von Einheiten des Katastrophenschutzes und der 
Katastrophenschutzhelfer des Landkreises Kaiserslautern 

(1) Der Kreisfeuerwehrinspekteur, seine ständigen Vertreter, die Kreisausbilder, der 
Kreisjugendfeuerwehrwart und die Führer von Katastrophenschutzeinheiten des Land-
kreises, deren Aufgaben mit denen des Wehrführers vergleichbar sind, erhalten monat-
lich im Voraus für die mit der Wahrnehmung des Ehrenamtes oder der ehren-amtlich 
auszuübenden Aufgaben verbundenen notwendigen baren Auslagen und die sonstigen 
persönlichen Aufwendungen eine Aufwandsentschädigung nach der Feuerwehr-
Entschädigungsverordnung vom 12. März 1991 (GVBI. S. 85) in der jeweils geltenden 
Fassung. 

(2) Als Entschädigung für den Kreisfeuerwehrinspekteur wird gemäß § 8 Abs. 1 der 
Feuerwehr-Entschädigungsverordnung gewährt: 

a) Ein Grundbetrag, der dem jeweiligen Höchstsatz entspricht 
b) Ein Zuschlag für jede im Landkreis Kaiserslautern aufgestellte örtliche Feuer-
wehreinheit und Werksfeuerwehr 
Die beiden ständigen Vertreter des Kreisfeuerwehrinspekteurs erhalten eine Aufwands-
entschädigung jeweils in Höhe von 25 % der Aufwandsentschädigung des Kreisfeuer-
wehrinspekteurs. 

(3) Als Entschädigung für den Kreisjugendfeuerwehrwart wird gemäß § 11 Abs. 2 Feu-
erwehr-Entschädigungsverordnung gewährt: 
a) Ein Grundbetrag, der dem jeweiligen Mindestbetrag entspricht 
b) Ein Zuschlag für jede im Landkreis Kaiserslautern aufgestellte Jugendfeuerwehr 

Entschädigung für Führungskräfte der KatS-Einheiten 
a) Die Leitenden Notärzte sowie die Organisatorischen Leiter der Schnell-Einsatz-
Gruppe (SEG) erhalten als Entschädigung folgenden mtl. Betrag: 

Leitender Notarzt 100,00 € 
Organisatorischer Leiter 80,00 € 
b) Als Entschädigung für die Führer von Katastrophenschutzeinheiten des 

Landkreises, deren Aufgaben mit denen des Wehrführers vergleichbar sind, wird der 
Höchstsatz gemäß § 10 Abs. 2 der Feuerwehr-Entschädigungsverordnung gewährt. 
Es sind dies: 
• der Zugführer des Gefahrstoffzuges (GSZ), 
• der Führer der Technischen Einsatzleitung (TEL), 
• die Führer der Schnell-Einsatz-Gruppen Sanität, Betreuung und Verpflegung (SEG-S, 
SEG-B, SEG-V) 
• der KatS-Fernmeldesachbearbeiter (FmDi) als Leiter des Fernmeldedienstes. 

Die Vertreter erhalten 50% der Entschädigung der in Satz 2 genannten Führungskräfte. 
c) Als Entschädigung für die Führer von Teileinheiten des Gefahrstoffzuges, die Leiter 
des Fernmeldebetriebes (Fahrzeugführer Einsatzleitwagen 1 und 2) und Infornrotions-
und Kommunikationszentrale, sowie dem Führer der Rettungshundestaffel (RHS) wer- 



- 2 - 
den 70% des jeweiligen Höchstsatzes nach § 10 Abs.2 der Feuerwehr- 
Entschädigungsverordnung gewährt. 

Die Vertreter erhalten 50% der Entschädigung der in Satz 1 genannten Führungskräfte. 

(4) Entschädigung für KatS-Helfer 

a) Die KatS-Helfer erhalten für jede geleistete Einsatzstunde und jede im Rahmen einer 
angeordneten Alarmübung geleistete Stunde eine Aufwandsentschädigung in Höhe von 
6,00 €. Als geleistete Stunde gilt jede angefangene Stunde von mehr als 30 Minuten. 

b) Die Kat-S-Helfer, die zusätzliche Arbeiten für den Landkreis leisten (z.B. Wartungen 
an Geräten) erhalten nach Vorlage eines Nachweises eine Aufwandsentschädigung für 
jede geleistete Stunde in Höhe von 6,00 €. Die bestellten Gerätewarte erhalten für jede 
geleistete Stunde eine Aufwandsentschädigung in Höhe von 8,00 €. 
Als geleistete Stunde gilt jede angefangene Stunde von mehr als 30 Minuten. Die zu-
sätzlichen Arbeiten sind im Vorfeld anzumelden, sofern sie nicht routinemäßig nach ei-
nem von der Verwaltung erstellten Maßnahmenkatalog erfolgen. 

c) Die Katastrophenschutzhelfer erhalten für jede geleistete Übung eine Aufwandsent-
schädigung in Höhe von 3,00 €. Pro Monat werden bis zu zwei Übungen anerkannt, 
diese müssen im Vorfeld angemeldet und genehmigt sein. 

§ 11 a 
Aufwandsentschädigung des ehrenamtlichen Ärztlichen Leiters Rettungsdienst (ÄLRD) 

(1) Der Landkreis Kaiserslautern ernennt aufgrund des ausgedehnten Aufgabenspekt-
rums neben dem hauptamtlichen Ärztlichen Leiter Rettungsdienst einen ständigen Ver-
treter im Ehrenamt. 

(2) Der ehrenamtliche Ärztliche Leiter Rettungsdienst erhält für seine ständige Vertre-
tungsbereitschaft zur Abgeltung der mit der Wahrnehmung des Ehrenamtes verbunde-
nen notwendigen baren Auslagen und der sonstigen persönlichen Aufwendungen eine 
pauschale monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe von 200,00 € (§ 3 Abs. 3 LVO, 
EbÖGdV0). 

(3) Neben der Aufwandsentschädigung erhält der ehrenamtliche Ärztliche Leiter Ret-
tungsdienst für Dienstreisen Reisekostenvergütung nach den Bestimmungen des Lan-
desreisekostengesetzes in der jeweils geltenden Fassung. 



Niederschrift der 3. Sitzung des Kreisausschusses vom 25.11.2019 

TOP 8.3 Geschäftsverteilung; Umstrukturierung im Geschäftsbereich des Leitenden 
staatlichen Beamten 
Vorlage: 1636/2019 

Der Kreisausschuss empfiehlt dem Kreistag, dem Antrag des Leitenden staatlichen 
Beamten auf Änderung des Geschäftsbereichs III, zuzustimmen. 

Abstimmungsergebnis: 

Ja-Stimmen: — 14 
Nein-Stimmen: — 0 
Stimmenthaltungen: — 0 

— 
— 
— 
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Geschäftsverteilung; Umstrukturierung im Geschäftsbereich des Leitenden 
staatlichen Beamten 

Sachverhalt:  

Mit Beschluss des Kreistages vorn 12.09.2016 wurde mit Schreiben vom 05.05.2017 der Leiten-
de staatliche Beamte zum behördlichen Datenschutzbeauftragten gemäß § 11 Landesdaten-
schutzgesetz und zum Informationsfreiheitsbeauftragten bestellt. 

Im Hinblick auf die Bewertung der Stelle des Datenschutzbeauftragten durch den Landkreistag in 
Abstimmung mit dem Landesrechnungshof mit einer Wertigkeit höchstens nach All besteht ein 
deutliches Missverhältnis zum Statusamt des derzeitigen Funktionsinhabers. 

Aus der mit dem Rechnungshof abgestimmten Bewertung dürfte sich darüber hinaus in letzter 
Konsequenz im Hinblick auf die Größe des Landkreises ein Tätigkeitsumfang von bis zu 0,50 
VZÄ für den Bereich Datenschutz und Landestransparenzgesetz ergeben, dies unter Berücksich-
tigung eines fundierten rechtsthematischen Anteils von bis zu 0,20 VZÄ. Im Hinblick auf die Wer-
tigkeit und den zeitlichen Umfang der mit diesen Funktionen verbundenen Tätigkeiten führt dies 
auch zu Auswirkungen auf die Erledigung der übrigen zugewiesenen Aufgaben, insbesondere 
den weiteren Aufgaben des Leitenden staatlichen Beamten. 

Ferner ist wegen der deutlichen Verschiebung der Aufgaben des Datenschutzbeauftragten durch 
die Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) eine Interessenkollision im Hinblick auf die Funktion 
als Leitender staatlicher Beamter und Geschäftsbereichsleiter nicht auszuschließen. 

Aus vorgenannten Gründen hat der Leitende staatliche Beamte mit Schreiben vom 07.10.2019 
um die Entbindung der Verpflichtung und insofern um Änderung des Geschäftsbereichs (§ 56 
Abs. 1 Satz 3 LKO) gebeten. 

Die juristische Beratung für rechtlich problematische Fälle bleibt hiervon unberührt. Die Zuwei-
sung der freigewordenen Aufgaben erfolgt im Rahmen der weiteren Geschäftsverteilung gern. 
§ 41 Abs. 1 Ziff. 3 LKO durch den Landrat. 



Beschlussvorschlag:  

Der Kreistag stimmt dem Antrag des Leitenden staatlichen Beamten auf Änderung des Ge-
schäftsbereichs III zu. 

Im Auftrag: 

Achim Schmidt 
Büroleiter 



Niederschrift der 3. Sitzung des Kreisausschusses vom 25.11.2019 

TOP 8.4 Festsetzung des Kreisumlagesatzes für das Haushaltsjahr 2020 
Vorlage: 1632/2019 

Nach Aufruf des Tagesordnungspunktes wird das Wort an Herrn Lauer, Leiter des 
Fachbereichs Finanzen erteilt. Er stellt zunächst einige Eckdaten zur Beurteilung des 
Kreisumlagesatzes anhand der beigefügten Präsentation dem Gremium dar. 

Ein Austausch schließt sich an. 

Aus der Diskussion bietet der Vorsitzende Herr Landrat Leßmeister an, Kontakt zur 
ADD herzustellen, um mögliche Auswirkungen einer Kreisumlagegestaltung auf die 
Ersatzvornahme, abzustimmen. 

Zur Angelegenheit stehen zunächst noch weitere interne Fraktionsabstimmungen 
aus. Zudem ist auch eine taktische Vorgehensweise zur Sache während des laufen-
den Rechtsstreits zu überdenken. 

Die Beschlussfassung um die Festsetzung des Kreisumlagesatz 2020 in der Haus-
haltssatzung des Landkreises Kaiserslautern wird daher nicht zur Abstimmung ge-
stellt. 

Weitere Ausführungen hierzu folgen in der Sitzung des Kreistages am 02. Dezember 
2019. 



TOP Ö 8.4 
KREISVERWALTUNG KAISERSLAUTERN 

Fachbereich 1.3 
1.3/K/61103 
1632/2019 

All  Landkreis 
Kaiserslautern 

19.11.2019 

Beschlussvorlage 

Beratungsfolge 

Kreisausschuss 
Kreistag 

Termin 

25.11.2019 
02.12.2019 

Status 

öffentlich 
öffentlich 

   

Festsetzung des Kreisumlagesatzes für das Haushaltsjahr 2020 

Sachverhalt:  

I. Entwicklung des Kreisumlagesatzes in den letzten Jahren 

In den Haushaltsjahren 2016 und 2017 wurde der Kreisurnlagesatz von der Aufsichts- und 
Dienstleistungsdirektion (ADD) Trier im Wege der Ersatzvornahme von 42,25% auf 44,23% bzw. 
44,25% erhöht. Gegen die Verfügung der Ersatzvornahme im Jahr 2016 hat der Landkreis Kai-
serslautern Widerspruch eingelegt und nach dessen Zurückweisung Klage beim Verwaltungsge-
richt Neustadt an der Weinstraße (VG NW). Mit Urteil vom 27.06.2018 hat das VG NW die Klage 
abgewiesen. Mit Schreiben vom 29.11.2018 legte der Landkreis Kaiserslautern gegen das Urteil 
des VG NW Berufung beim Oberverwaltungsgericht (OVG) Koblenz ein. Über die Berufung ist 
noch nicht entschieden. 
Gegen die Ersatzvornahme 2017 hat der Landkreis Kaiserslautern ebenfalls Widerspruch einge-
legt. Das Verfahren wurde in Absprache mit der ADD Trier ruhend gestellt. 

Im Haushaltsjahr 2018 wurde der Kreisumlagesatz mit 42,25% eingeplant und von der ADD 
Trier aufgrund des zunächst planerisch erzielten Haushaltsausgleichs akzeptiert. Im Rahmen 
einer Nachtragshaushaltssatzung musste im Herbst 2018 allerdings ein Defizit im Ergebnishaus-
halt von 6,3 Mio. € ausgewiesen werden. 

Im Haushaltsjahr 2019 wurde der Kreisunnlagesatz abermals vom Kreistag auf 42,25% festge-
setzt, der Ergebnishaushalt wies wie im Ursprungshaushalt des Vorjahres ein positives Jahreser-
gebnis aus. Die Haushaltssatzung mit Haushaltsplan wurde allerdings von der ADD Trier bean-
standet. Mit Ersatzvornahme vom 18.06.2019 hat die ADD Trier einen im Teilhaushalt 11 / Sozia-
les im Bereich Asylbewerberleistungen eingestellten Ertragsansatz um 2 Mio. € reduziert und 
gleichzeitig die Kreisumlage um 1,62 v. H. angehoben und auf 43,87 v. H. festgesetzt. Dieser 
Unnlagesatz war ausreichend, um ein positives planerisches Jahresergebnis im Ergebnishaushalt 
(7.180 €) zu erzielen. Der vom Landkreis Kaiserslautern eingelegte Widerspruch wurde entspre-
chend dem Verfahren 2017 vorerst ruhend gestellt. 

II. Haushaltsplanung 2020 

Die zwischenzeitlich weit vorangeschrittene Haushaltsplanung für das Jahr 2020 verzeichnet eine 
deutliche Verschlechterung der Finanzsituation des Landkreises Kaiserslautern. 



Der Saldo der Erträge und Aufwendungen der sozialen Sicherung im Bereich Teilhaushalt 11! 
Soziales verschlechtert sich um ca. 2,95 Mio. €. Die Verschlechterung im Teilhaushalt 12 / Ju-
gend beträgt nach der Planung ca. 2,26 Mio. €. 

Des Weiteren führt eine gegenüber 2019 um 0,492 Mio. € verminderte Landeszuweisung für die 
Schülerbeförderung bzw. Kindergartenfahrten und ein erforderlicher Mehraufwand von 0,250 Mio. 
€ für die Umsetzung des Baustellenfahrplans im Buslinienverkehr zu einer Haushaltsverschlech-
terung im Bereich der Schülerbeförderung (Produkt 2410) und des ÖPNV (Produkt 5470) von 
insgesamt mindestens 0,742 Mio. €. 

Ferner sind im Bereich des Bauunterhalts, sowohl bei den kreiseigenen Gebäuden (u.a. Brand-
schutz) als auch bei den Kreisstraßen Mehraufwendungen zu erwarten. Die Haushaltsansätze im 
Bereich Kreisstraßenunterhaltung waren bereits 2018 und 2019 nicht mehr auskömmlich und es 
mussten Deckenmaßnahmen zurückgestellt werden. Die unterbliebenen Straßenunterhaltungs-
maßnahmen müssen zwangsläufig nachgeholt werden, so dass auch hier in Absprache mit dem 
Landesbetrieb Mobilität aus Verkehrssicherungsgründen eine Ansatzverstärkung um mindestens 
200.000 € unumgänglich ist. Der Ansatz 2019 betrug 1.430.000 € und das Rechnungsergebnis 
2018 bereits 1.450.731 €, ohne dass nennenswerte Deckenmaßnahmen vorgenommen wurden. 

Ernüchternd ist darüber hinaus die Entwicklung der allgemeinen Deckungsmittel im Teilhaushalt 
3 / Allgemeine Finanzwirtschaft und insbesondere im Produkt 6110 / Steuern, allgemeine Zuwei-
sungen und allgemeine Umlagen. Die Schlüsselzuweisungen und sonstigen Zuweisungen des 
Landes vermindern sich um ca. 1,147 Mio. €, allen voran die Schlüsselzuweisung B2 mit -0,871 
Mio. € (siehe hierzu insbesondere auch die Ausführungen unter III.). 

Das Kreisumlageaufkommen steigt um ca. 0,706 Mio. € (bei einem zu Grunde gelegten Kreisum-
lagesatz von 42,25%). Letztlich belaufen sich die Erträge im Teilhaushalt 3 auf 94.403.553 €, 
gegenüber 94.844.877 € im Haushaltsplan 2019. Dies bedeutet im Saldo eine weitere Ver-
schlechterung um -0,441 Mio. €. 

Die Verschlechterungen in diesen (einen Kreishaushalt prägenden) Bereichen summieren sich 
auf ca. 6,5 Mio. €. 
Die Steigerung des Personalaufwandes kann noch nicht abschließend beziffert werden, wird aber 
auch in Höhe von mindestens 1,5 Mio. € erwartet. 

Nach dem jetzigen Stand der Haushaltsplanung ist bei einem Kreisumlagesatz von 42,25% mit 
einem negativen Jahresergebnis 2020 in Höhe von mindestens ca. 8 Mio. € zu rechnen. 

III. Entwicklungen aufgrund der LFAG-Änderung ab 01.01.2018 

Durch die Novellierung des LFAG wurde die Schlüsselzuweisung C um die neue Teilmasse C3 
ergänzt, die mit 60 Mio. € ausgestattet wurde. Die Schlüsselzuweisung C3 erhalten ab 2019 nur 
noch die kreisfreien Städte. Lediglich in 2018 konnte der Landkreis Kusel an dieser neuen 
Schlüsselzuweisung partizipieren. 

Weiterhin wurde der Leistungsansatz für Zentrale Orte für die fünf Oberzentren des Landes von 
1,1% auf 1,9% erhöht. Dieser Zugewinn bei den fünf Oberzentren geht zulasten der übrigen 
Empfänger der Schlüsselzuweisungen B2. 

Der Schwellenwert für die Schlüsselzuweisung A wurde von 75% auf 78,5% angehoben. Dies 
führte zu einer Finanzstärkung steuerschwacher Kommunen, verminderte im Gegenzug aller-
dings die Schlüsselmasse B2. Diese Änderung geht ebenfalls vor allem zu Lasten der Landkreise 
und Verbandsgemeinden, die keine Schlüsselzuweisung A erhalten. 

Die Schlüsselmasse B1 vergrößerte sich durch die Erhöhung der Pro-Kopf-Beträge für große 
kreisangehörige Städte mit eigenem Jugendamt um 10 €/EW und für kreisfreie Städte um 25 
€/EW. Auch dies geht zu Lasten der Rest-Schlüsselmasse B2. 



Letztlich benachteiligte die LFAG-Änderung ab 01.01.2018 gravierend den Landkreisbereich, dort 
insbesondere die Landkreise, die ihrerseits Einnahmeverluste im Zweifel über die Kreisumlage 
refinanzieren müssen. 

Diese Auswirkungen wurden vom Landkreistag Rheinland-Pfalz schon im Rahmen des Gesetz-
gebungsverfahrens zur Novellierung des LFAG stets kommuniziert und mit gutachterlichen Fest-
stellungen belegt. 
Der Kreistag wurde bereits am 27.08.2018 über die befürchteten Auswirkungen informiert. 

Die nach dem Haushaltsrundschreiben des Innenministeriums zu erwartenden Schlüsselzuwei-
sungen für den Landkreis Kaiserslautern für das Jahr 2020 zeigen, dass diese Auswirkungen nun 
leider auch eingetreten sind. Die Schlüsselzuweisung B2 verringert sich gegenüber 2019 um 
871.059 € von 21.801.000 auf 20.929.941 €. 

IV. Entwicklung der Finanzsituation im kreisangehörigen Bereich 

Durch die Novellierung des LFAG wurden neben den kreisfreien Städten insbesondere auch die 
Gemeinden gestärkt. Die Schlüsselzuweisung A erfährt im kreiseigenen Bereich einen Zuwachs 
um 2.664.034 € von 6.332.910 € in 2017 auf 8.996.944 € in 2020 (+42,07%). 
Die Steuerkraftmesszahl der Ortsgemeinden gern. § 13 LFAG steigt von 77.100.396 € in 2017 
um 17.480.297 € auf 94.580.693 € in 2020 (+22,67%). An diesen Steigerungen partizipiert der 
Landkreis in Höhe des Kreisumlagesatzes. 

Die für die Kreisumlageabschöpfung in der Steuerkraftnnesszahl enthaltenen Steuerkraftzahlen 
aus Grundsteuer A, Grundsteuer B und Gewerbesteuer errechnen sich hierbei durch Anwendung 
der Nivellierungssätze von 300 v. H. / 365 v. H. / 365 v. H. gern. § 13 LFAG. 

Da fast alle Ortsgemeinden die Hebesätze in den letzten Jahren weit über die Nivellierungssätze 
angehoben haben, wirken sich die dadurch erzielten Mehrerträge in besonderem Maße positiv 
bei den Haushalten der Ortsgemeinden aus. Diese Mehrerträge verbleiben zu 100% bei den 
Gemeinden, da sie nicht über Verbandsgemeinde-/ bzw. Kreisumlage abgeschöpft werden. 

Neben den Haushalten der Ortsgemeinden gestalten sich aber auch die Haushalte der Ver-
bandsgemeinden in den letzten Jahren zunehmend positiver. Soweit Jahresabschlüsse vorliegen 
bzw. zwischenzeitlich nachgeholt werden, zeigt sich, dass sich vielerorts die Ergebnisse gegen-
über der Haushaltsplanung durchweg positiver gestalten. 

Eine Gesamtschau der kommunalen Finanzdaten im Landkreis Kaiserslautern gestaltet sich al-
lerdings weiterhin schwierig, da viele Kommunen mit den Jahresabschlüssen noch nicht auf dem 
aktuellen Stand sind. Ferner können sich die Auswirkungen der LFAG-Änderungen 2018 ff erst in 
den kommenden Jahresabschlüssen gesichert darstellen lassen. 

V. Urteil des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG) vom 29.05.2019 zum Erfordernis 
einer förmlichen Anhörung der Gemeinden vor der Kreisumlagefestsetzung 

Das BVerwG hat mit Urteil vom 29.05.2019 klargestellt, dass sich dem Grundgesetz eine Ver-
pflichtung der Landkreise zur förmlichen Anhörung der Gemeinden vor der Entscheidung über die 
Höhe des Kreisumlagesatzes nicht entnehmen lässt. 

Bei der Kreisunnlagefestsetzung gehe es nicht um einen rechtfertigungsbedürftigen staatlichen 
Eingriff in die Selbstverwaltungshoheit einzelner Gemeinden, sondern um die Entscheidung einer 
kommunalen Gebietskörperschaft über die Verteilung der finanziellen Mittel innerhalb des kom-
munalen Raums zwischen Gemeinden und Landkreis. Die Festsetzung des Kreisumlagesatzes 
dient nicht dazu, dem kommunalen Raum Finanzmittel zu entziehen, sondern dem Ausgleich der 
im kommunalen Raum konkurrierenden finanziellen Interessen. 



Dennoch haben wir den Verbandsgemeinden und Ortsgemeinden mit Schreiben vom 23.10.2019 
Gelegenheit gegeben, zu bzw. vor der Kreisumlagegestaltung 2020 Stellung zu nehmen. Von 
dieser Möglichkeit hat bislang lediglich die Ortsgemeinde Sulzbachtal Gebrauch gemacht. 

Fazit 

Das Verwaltungsgericht Neustadt an der Weinstraße hat bereits bei der Festsetzung des 
Kreisumlagesatzes im Jahr 2016 entschieden, dass ein Unnlagesatz in Höhe von 44,23% das 
Recht der kreisangehörigen Gemeinden auf eine kraftvolle und eigenverantwortliche Betätigung 
in der kommunalen Selbstverwaltung nicht beeinträchtige. 

Da sich die finanziellen Rahmenbedingungen seither zu Gunsten der Ortsgemeinden entwickelt 
haben und die Ortsgemeinden darüber hinaus bei der LFAG-Änderung 2018 im Gegensatz zu 
den Landkreisen zu den Begünstigten zählen, erscheint aus Sicht der Verwaltung und in Abwä-
gung der finanziellen Interessen im kommunalen Raum des Landkreises Kaiserslautern eine Er-
höhung des Kreisumlagesatzes vertretbar. 

Die aktuellen Finanzdaten der Orts- und Verbandsgemeinden sowie die Übersicht über die Ent-
wicklung der Steuerkraftmesszahl der Ortsgemeinden sind dieser Vorlage beigefügt und können 
als Entscheidungshilfen für den Abwägungsprozess bei der Kreisumlagesatzgestaltung herange-
zogen werden. Wie in den Vorjahren werden wir diese Tabellen auch wieder im Haushaltsplan 
2020 abbilden. 

Die Auswertung der Schnellumfrage des Landkreistages Rheinland-Pfalz ergibt für 2019 einen 
durchschnittlichen Kreisumlagesatz von 43,99 %. Aufgrund der bisher vorliegenden Meldungen 
für 2020 ergibt sich prognostisch ein leicht erhöhter Umlagesatz von 44,05 %. 

Die Verwaltung schlägt nach alledem für das kommende Haushaltsjahr 2020 einen Kreisumlage-
satz von 44,25% vor. Das Kreisumlageaufkommen würde sich auf 54.934.437 € belaufen und 
durch die Erhöhung des Umlagesatzes könnte ein Mehraufkommen bei der Kreisumlage von ca. 
2.483.000 € (gegenüber 42,25%) erzielt werden. 

Beschlussvorschlag:  

Der Kreistag beschließt die Festsetzung des Kreisumlagesatz 2020 in der Haushaltssatzung des 
Landkreises Kaiserslautern 

auf 

   

%. 

     

Im Auftrag: 

Thomas Lauer 

Anlage/n: 

1-Übersicht Steuerkraftmesszahl OGs 
2-0G+VG Haushaltsdaten 2009-2019 für Kreishaushalt 2019_14.11.2019 
3-Bilanzen 2009-2018_14.11.2019 
4-Kreisumlage 2020_44,25 
5-Entwicklung des Kreisumlageaufkommens 2019-2020 



äll Landkreis 
Kaiserslautern 

Kreisumlagesatz 

2020 
Kreisausschuss 25.11.2019 

Landkreis 
KeSeist3utern 

2016: 44,23 % (Ersatzvornahme ADD Trier) 
Klage gegen Ersatzvornahme hat das VG NW am 27.06.2018 

abgewiesen. 

Am 29.11.2018 Berufung beim OVG Koblenz eingelegt 

2017: 44,25 % (Ersatzvornahme ADD Trier) 
Widerspruchsverfahren bei ADD Trier ruhend gestellt 

--> 2018: 42,25 % (Haushalt „zunächst" 

ausgeglichen) ...daher von ADD Trier akzeptiert.... 

—> 2019: 43,87 % (Ersatzvornahme ADD Trier) 
Widerspruchsverfahren bei ADD Trier ruhend gestellt 

 

Umlagesatz 

 



- ca. 6,5 Kreisumlagepunkte 

Erwartetes ordentliches Ergebnis 2020: 

Birkenfeld -12,82 Mio. € (KU 44,30%, VJ 44,30%) 

Bitburg-Prüm -16,02 Mio. € (KU 43,20%, VJ 43,14%) 

Donnersberg -6,31 Mio. € (KU 43,00%, VJ 43,00%) 

Rhein-Hunsrück -7,43 Mio. € (KU 45,00%, VJ 45,00%) 

Südl. Weinstr. -6,96 Mio. € (KU 45,50%, VJ 45,50%) 

Haushaltsp an_ rä 

 

Landkreisidl 
KeGers,autem 

E> Erwartetes ordentl. Ergebnis: r - 8 Mio. € 

Veränderungen gegenüber 2019: 

Teilhaushalt 11 / Soziales -2,95 Mio. C 

Teilhaushalt 12 / Jugend -2,26 Mio. C 

Teilhaushalt 7/ hier insb. ÖPNV -0,74 Mio. C 

Teilhaushalt 3 / Allg. Finanzwirtschaft -1,15 Mio. C (bei 42,25 KU) 

[vor allem Schlüsselzuweisung B2 -0,87 Mio. El 

Personalaufwand -1,50 Mio. C (ohne Änderung 

Stellenplan/Mehrstellen, Rückstellungen) 

Wie sieht es bei andero5 riZrai3en aus? 

      

Schnellmeldung LKT vom 20.11.2019 

 

-› Durchschnittl. Umlagesatz 2020 von z.Zt. 44,09% 

egative Entwicklung der Kreisfinanzen 



Ortsgemeinden 
3.034.622 

Landkreis Klautern 

2.288.057 

Verbandsgemeinden 

855-345_  

1:13  

-859.091 

-2.179.277 

0 

2.793.732 € 

2.288.057 € 

-1.169.653€ -3.428.887 5.081.789 € 

Ortsgemeinden profitieren 

-310.562 € -1.249.610€ 

-859.091 € -2.179.277€ 

- NOSIMIMe-- 

Führt dies zu folgenden ‚Verschiebungen" im Landkreis Kaiserslautern 

Ortsgemeinden  _  _Verbandsgemeinden_ _ _ _    

(Quelle: LT-DS 17/8467 zu 8273) 
Landkreis 

n 

Entwicklung der Schlüsselzuweisungen 2018 im Landkreis Kaiserslautern  
nach Änderung LFAG zum 01.01.2018 

4.000.000 

3.000.000 

2.000.000 

1.000.000 

0 

-L000.000 

-2.000.iwo 

-3.000.000 

EI ohne Änderung LFAG Eltats. mit Änd. LFAG  3 mehr/weniger aufgr. Änd. LFAG 

Kreistag 27.08.2018 

Landkreis  411 
,auten 

Entwicklung der Schlüsselzuweisungen 2019 im Landkreis Kaiserslautern 

bei Gegenüberstellung altes Recht / neues Recht  (Quelle: LT DS 17/8827) 



Verbandsgemeinde 

Umlagesatz 2015 

su 

2016 

su 

2017 

su 

2018 

su 

2019 

su Plan 

2020 

su 

Bruchmühlbach-Miesau 46,00 46,00 46,00 46,00 46,00 

Enkenbach-Alsenborn 42,00 ja 42,00 ja 42,00 ja 42,00 ja 42,00 ja ja 
Hochspeyer *1 47,00 47,00 47,00 47,00 47,00 

Kaiserslautern-Süd *2 40,00 ja 40,00 ja 45,95 43,70 43,70 

Landstuhl 45,83 45,83 45,83 45,50 45,50 

Otterbach 42,00 42,50 42,50 42,50 39,50 

Otterberg entf. entf. entf. entf. entf. entf. 

Ramstein-Miesenbach *2 43,00 ja 42,00 ja 42,00 ja 42,00 ja 41,00 ja ja 
Weilerbach 34,00 34,00 34,00 35,00 36,00 

Kreisdurchschnitt 42,48 42,42 43,16 42,96 42_,ö9 0,00 

Landesdurchschnitt *3 35,37 7.-  _ . ,,_-;\ *4 *4 7-  •• ••• 
Kreisumlagesatz LK KL 

KLI-Landesdurchschn. *3 43,65 

44.25 

44,07 

42.25 

44,02'  

113;87 

43,991-  

42,25 

43,55 

Landkreis 
KaGers,avtan 

VG+LK-Umlage im LK KL 
(Durchschnitt) 

84,73 86,65 87,41 85,21 86,46 0,00 

Höchste Anspannung 89,25 91,23 91,25 89,25 90,87 0,00 

Niedrigste Anspannung 76,25 78,23 78,25 77,25 79,87 0,00 

_ 
.ri.1 41 

*1) VG E-A erhebt eine Sonderumlage von den Ortsgemeinden der ehemaligen VG Hochspeyer. Zur Darstellung der größten Umlageanspannung wird 
dieser Umlagesatz wieder separat ausgewiesen. 
*2) Die Trägerschaft aller Grundschulen in der VG KL-Süd liegt ab 2017 bei der Verbandsgemeinde. Daher wird keine Sonderumlage mehr erhoben. VG R-M 
erhebt Sonderumlage für Freizeitbad Azur von Stadt Ramstein. 
*3) Quelle: Stat. Landesamt u. Erhebungen des Landkreistages 
'4) Liegen zurzeit noch nicht vor 

Bewertung der MnanzsituatIon der 
kredsangegv3r1gen Kommunen Landkreis 

Kerstautem 

Mehr als schwierig, denn es fehlen weiterhin 

viele Jahresabschlüsse 

Nachweislich starker Anstieg der Steuerkraft und 

der Schlüsselzuweisungen A 
Steuerkraft 2017 (77,1 Mio. €), 2020 (94,6 Mio. €) = +17,5 Mio. € (+23 %) 

SZ A 2017 (6,3 Mio. €), 2020 (9 Mio. €) = +2,7 Mio. € (+42 %) 

Wo Jahresabschlüsse nachgeholt werden, zeigen 

sich vielerorts Verbesserungen gegenüber der 

Haushaltsplanung 

Finanzdaten der OGen/VGen 
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Wege In Kaimstänem-Sial er.. 
Surre sah Aue 010 Uter die 5111151-
eistellurs. der Büronorlster 
ehe. sosel teer terZehren. 

Dactder zu steden ne enileg Der 
lientmes ist ein auderen lite 
UM da lartroutiero0,iet7 Eia 
Rene das des Rat urechtch sen 
Jeezehren begleitet Die SPD be-
thge sirt dms sm zuwenig einte-
mon mied UM sohlt gehen die 
Fretiorenhnch Vemandheat doch 
nttu tiefühmed Schaldrametsuo-
gen hmukr. nur Verteldtbangs-
dm& und wettre Anuluitligun-
gru- 

EMarmer hermalen sm der 
enen.«Natsveneereenollnasseta-
dere Forkrungen vor der ankern 
Seite mentalomen 

kh welLes ist ruchteinedt aber 
bevor de Heilung rmsgeheuta 
terd.edleütn lona Inaehdtn und 
tudadernen, ob sie dm Sade dien-
lida irr. Saltenenbeide Senes lebet 
tu ins [riggtich Ein wenig Empa-
Dieund Ruhe Lannett satikien. 

Rheinpfalz, 14.02.2019 

Vrerbei d 
gemeinden 

Sehr viel Gutes, aber trotzdem auch Kritik 
ousistsuwrout-stim Verbandsgemeinderat beschließt Haushalt gegen die Stimmen der SPD —Welcome-Center Schopp sorgt für Diskussionen 

sidUhat £swIte hem geteert die IIIIII1II=M111 
Greeden erszerbedelen.. lautete ne- 
den Feit 

AMI Mt dm doch eure talen. Die Henne, das Ei 
gebot nterne Mahr die Witwen- 
digkeit .denn teste 13 dr alles Über und der VG-Rat 

nn W-1 analawesne 
merdelaut SPD genügen Zudera gebe 
es leine leastreetue arn RAMPE 
um de Zeit waltetet de E-gda--La-
dens au fitten .53 können tsr. dern 
tisnstalr kidcr nicht zuelenmen, 
trotz decvaakn pcsienee Ansätze' 

Urnold ertrage das Wehere-
Genmed. a,e VG nur nie 20.030 Eu. 
ao beute Die leadmeudetimg be-
tragerna die VG 60 Nonne. Rh einen 
',Waunante warea es rue 40. -aber 
de Leerem menen wir ab; Ver-
wehr. er h dairten. dass Kühlend 

nie dawn prormere. ?<nee selbst 
esenach dee Sieung. er den el das 

vjdrt ein Nolinnannenuicl. Unnold 
inecte dem Rar deudWR dass re den 
Ptererateivenet mitmahn leet-
1:ate ttle lar des OFNY In deg vc 
Landeuhl zu eine. Kneenpuet zu 

Welarne-Cantre warren-  R ahn h Mgent aele inehopp mörtle n de VG mad dee Inveee Modreer und fahr- intrien Adern Sönne srder 
adeeer in Tutann tater die Regicei intonnirrem Die SPD krilislert dms alfeettliche nelder Ihr date ihrer Meäung tuell Mineum darin enestegen_ 

nad privee ins elitios ausgegetes werden tolle,.. «mem Vervewake zeigteer .  ekh danaber. 
Aua die sro nklt Infamien 31.5k 

sen Seirwer imeddgebareanen Dms haue 2015 sogar Atteneinsight veo 
nun keine Aemedmingen wie aul Fz- lange. Dies bejahe Reinhold Mehler 
piet nuchen kann, atme de. DM For- (SKIL that der trauen lebte das 
out ei zu Mein, usd _ich ehe hier Proke im et .1th finde es seht In-
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nah na hinter rräges. wra ig der gesbeichluss deur Da- 
Vorallem aber gelles eint andene rauf entsegnere Unwohl beallannt - 

Vikkoene-Ceeer Setopp:Jemens- und erstes enhemm der SED data 
rege durch Fördetung am öffentli- seit Jahrzehnen seaveif ahrin werde, 
dort len& Med eine Privalinveatiti- eoMilre1tsdnoHaenhaIratsrle0env 
On Unterslettr, mealle er Die Rendi- und dann im Rat zu besprechet was 
te den Projektrad andernntodd drels sem.. werde. 

Verbesserungen bei den Verbands-
uuü(sAudoui 

Deutlich mehr Geld in der Kasse 
OTTERBACH-OTTERBERG:  VG-Rat befindet heute über eine deutliche Umlagesenkung 

VON GUNDULA 1151 

>er itrushetsplag der Verbardsge-
lehre leiserslautermeld wurde 
un Mentagabend meheheitlich 
ilvictiedet.FWGtnd CDU Minunten 
anzegemesne zu. dir Mn, .11.. 
Mgredet lehnten den Etat alt ob-
wohl muh viele positive Ansatze 

trugameaser Uwe Umold (WG) 
exgiene de wichtigem geplanten 
holetteriirdimesjahr indem enge-
ekhanen lizat (wir beruhraten am 
-9. jaduatA dem hezen der VG tot 
Sen Futon Mt ludntalg marn t halt 
die Wehen Immitmen Meen in 
tre Femme, und die Schulen Auch 
kr Unzart kt das Vetweiumseetau-
k in Undsruht schlagt nett int gen 
tleder - nese Möbel f0r54.000 u 
rerldm rüg die kleinetee Raume im-
isaruchl-PadsfÜr ade 59.. undees-
emendememiericeet Rar insge- 
amt 65.0011 lend mannhegt 
nig Un nold vot 
enh die PIMe fin ei, %hemm, 

>nkr. sm  Arm Ihr Vianderer und 
iilourtalnbiket 10 Rahrhof khopp 
Mos ei auf. Unteen.n. Klaus 
ehlenzall-Ratunikleal, hark das 
kblode TO11 gekauft urd arges nun 
lecnemennut MVtimleinen tem-
istleben Ei mangstelee mit digel 
tern und analoge. "sentr 
ertermsteel mal mimen Infoo 
natimen sowie E-Ree-Ltdeszation 
nebst. Ute VG .11 'und 05.000 
lote imegittert Zuschüsse von 
10000 Euro aua dein Leader-Fra-
/ramm sind eingeplant 

DeFWG Mak den kleshattelan - 
Der aleht so gut 0,5.0, krt... die 

Eine gute Nachricht für die zwölf 
Ortsgemeinden in seiner Verbands-
gemeinde hatte Bürgermeister ita-
raid Westrich beim Neujahrsenip-
fang im Gepäck: Der SPD-Politiker 
stellte eine Senkung der Umlage um 
drei Prozentpunkte in Aussicht. 
Heute Abend entscheidet der Ver-
bandsgemeinderat darüber, ob er 
der deutlich niedrigeren Umlage zu-
stimmt. 

Dies dürfte indes eine reine Formalie 
sein, schließlich würden die teils sehr 
klammen Ortsgemeinden deutlich 
von der Umlagesenkung von derzeit 
423 auf dann 39,5 Prozent profitie-
ren: Die Stadt Otter berg als größte  

Kommune hat te dannt in diesem Jahr 
145.206 Euro mehr in der Gemeinde-
kasse, Otter bach 108.868. Katzweilet 
48.993 Euro, Niederldrchen 48,102 
Euro. Mehlbach 27348 Euro. Ohbrü-
cken 26.293 Euro. Schallodenbach 
22.603 Euro. Hirschhorn 19.437 Euro. 
Fleiligenmoschel 15.872 Euro, Schne-
ckenhausen 14.978 Euro. Sulzbachtal 
10,762 Euro und Frankelbach 8777 
Euro. 

Insgesamt verlöre die Verbandsge-
meinde damit knapp eine halbe Milli-
on Euro an Umiageeriösen. Höhere 
Einnahmen dusch die Schirisselzu-
weisungen des Landes und sprudeln-
de Steuereinnahmen in den Ortsge-
meinden. die über die Umlage auch  

der VG zugute kommen, machten die 
Senkung des VG-Undagesatzes mög-
lich. hatte Westrich der RHEINPFALZ 
erläutert (wir berichteten tun 24. Ja-
nuar). _Seit der Verabschiedung un-
seres Doppelhaushalts im vergange-
nenjahr hat sich unsere finanzielle Si-
tuation komplett geändert Unser 
Etat ist Jeut ausgeglichen. Und diese 
Verbesserung wollen wir natürlich in 
einem Nachtragshaushalt an unsere 
Gemeinden weitergeben', sagte We-
strich. 

Nach seinen Angaben hat Otter-
bach-Otter berg - nach der Verbands-
gemeinde Weiler bach - mit der Sen-
kung den zweitgünstigsten Umlage-
satt im Landkreis Kaiserslautern. Qd 



rarden Umbed des rre in ein nis Are ist dieVerbondsgesteinde trotz sehr 
zulet Ilasstellstage auf Susch.isse mgemiese. solesinesessuinsur 

Rheinpfalz, 23.04.2019 
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Verbesserungen bei den Verbands- 
gemeinden 

Entlastung für die Gemeinden 
RAMSTEIMMESENBAM  Verbandsgemeinderat beschließt positiven Haushalt und senkt Umlage um einen Pf otentpunkt 

IdJel WILLI NIALL 

11k Verbandreemeinde (50) Ram-
szeln-Idiesenbach schreibt schwarze 
Zahlen. Der Ilaushilt 2019 zeigt im 
Ergebnisluushak einen Oberschuss 
Non 12.717 Euro. Im firgunhäushalt 
Ist ein Plus von 589.017 Euro einge-
plant. Eine freie ilnanzspitre cnn 
301000 Luso n1 nurlsartdra. Dk VG-
engaze wird uns einen Prozent-
punkt geunkt. Die Gebühren und 
BeluZzeder Kanaluerksblelbentta. 
bit 

_Die Einnahmen reichen algi.orM de 
Ausgaben zu hmerfingen% so Bürger- 
ineester Ralf Hechle Ergeh- 
estatshalt stehen den Etträgen von 
it.zar iautimen Lus0 AuWeneurgen 
von 1427 Nilkuren kam gegenaber. 
Neider. srit 2010jcsksjals 
deutlith im Plus. weisen eia stetiges 
S.Vathuton vineres tigenkapitakprote 
az und haben ant enkreetise erst-
sehelekt. Kredite und Kateenusnd 
weisen en Phe nun Jeeende von 
46382 Euro ans. Wir sind sthilden-
frei.-  Die Pro-Kopf-Vesdnidnng sei 
auf einem _historischen Tiefstand -
seit Deichen cer VG und bdatle sich 
ohne Nasleetann ant l25 Emd 

leventioace Mg 123 Millsecit 
Euto sind eingeplaaL De Reacale- 

rungebeder nue 911.000 Euro kenne 
aus den Kürkirgen gekittet werden 
2.33 Milinteo Eure nieRen in die 
Xhulen.Inseetaint werden 2.591010-
nenEtro1ürlfinder.undluitendadiet 
aufgebracht für die Feuenwhies 
sind 627.000 Euro Ausgaben vorgese-
hen 

lAc Verbandigeneindetrirage 
werde um einen hmelapunkt ast 41 
nOICIlgescida.WcenditZahkoste-
bd Webet könne men 2020 de Un-
lizenedustalt senkendoNeehler. 
Auch werden alkine in dieeein Jahr 
in den Ortgerne;nden tind der 17zet 
MSgebiete 169000 tute mehr in den 
KIS1C11 Weiten 

Zum Umbau und zur Sankrundes 
freuenbads Azur soll ein Workshop 
gataltiden. Etg dab Projekt seien M 
den Jahren 202072021 IItUflLt5uIteI 
bereitgestekt. ltedikt betusgejnixls 
dass ohne Alubüsse st, lazides oder 
adert, - am Beispiel vom tuod - 
dattkithrhensisn der VG alleine riebt 
peuerene weiden kitene, hintrdern 
solle ?net stnstuhl werden ins das 
Freizenbad für de zutuar zu 
machen. 

Ins Kanakvetk werden rund fürf 
Millenen Euro imestiert Desen 
WirtscnalsHan schließt rrat knapp 
9.9 Milkines fano an amnatmenund 
Ausgaben ab - davem 4.1 Miaue.  

Fine ins er fetziphititi1.1 5,5 Lit I niet 
Im Venezensplan. Dieser weist e-
ren Gei« von 215.000 Euro iut ri-
nn Erhlhung der Gebthien und Bei-
träge sei nicht erforderlich. 

ae bahr nichts am Hattglaa 
auszusetzen meinte Heben Suaug 
Detinesiitionen in die veitesierung 
der EIN-Anistatning Es den &ludcin 

id der Verwanungeehen tonal-
deunisalm pretiv Eine sinntolle 
Maliruhme seider Anschkiss von Ein-
richtungen an das Slockheirkiaft-
merk. Als _sein elftndie bezeichne-
teStraule die Senkung ei Urnlage. 

Satan layes ItAMI Melke IM &ISS 
ruht viele Witundsgeinetrulen 
Land ellf11 so Keinen lbushalt hat- 

iniL au: h glbe es nicht viele VCs. die 
keine Lialditankredire brauchten. 
‚Sehr ?nen,  lieht die Milde Int-
vdclIttaz de MVnlee. Durch de-
ren Seektng stünden den Gemeinten 
und der Rads mehr finanzielle Spiel-
räume eingeräumt. tdredichsei auch 
der Scbutlenalibau _Wir spielen tun 
unstren Hauthall in der Ersten um% 
so Laym. 

Kesse] Nah Vall der IV G machte 
kurz ued bündig. Mir besann Cein 

Haehalt sudst ma einemmeirenies 
Auge ructinuesen, tmileen lois ehren 
lxlenden Alge«.  Anch er kitte die 
thilmemenking 

Deigeordreter lAzeis Klein (CDU) 
eläuterte, dass ein egitaks Sinnt> 
ir..17agelent- Und EattniCimIationS-
system atztscham weilen sollttASS 
EHO 1011 mese tunen irinzu Leim 
nenlaildsh 3174 Euro. Das gesamte 
Sulzebiet .Sitzusgere soll hkrüber 
abgewickelt werdet Den.V.atemer 
esserissunig rinersinme 

Weiter inrotmiete Klein rent einen 
Wasserschadeo in der Realntide 
plus. Her sei ein Zulaofschlauch am 
euchbecken geplatzt und das ad-
ladende Wasser habe Eber tiadit den 
&den in der Tuntune beiann.st. so-
dass ineier leirMett elsgelaUleht 
%sendest müsse. LiD ttasletwnislenast  
rieb tragnOotwosechain. 

Verbesserungen bei den Verbands-
gemeinden 

Langsam, aber stetig bergauf 
ENKENBACH-ALSENBORN:  Haushalt der VG entwickelt sich positiv 

VON GUNDULA 2117.1 

langsam, aber stetig verbessert sich 
die finanzielle Lageder .  Verband sge-
meinde Enkenbach-Alsenborn. Im 
fünften Jahr nach den Eingliederung 
der VG Ilochspeyer steigen voraus. 
sichtlich auch die Einnahmen aus 
der VG.Unslage aufgrund des guten 
Wirtschaftens der Ortsgemeliulen 
weiter an. 

Einen denlaichen Anstieg im Vet. 
gleich zum Vorjahr verzeduset der 
Ergebnishaushalt, der alle Erträge 
und Aufwendungen abbildet. Ein sat-
tes Plus in 1101w von 833.550 Euro 
kann er auswesen: im Haushaltsplan 
2018 waren esrin( 39.042 Euro, 

Der Finanzhaushalt. das Girokonto 
der Verbandsgemeinde, steht zwar 
nach den cudentlichen Ein- und ASS-
zahlungen mit 432.330 im Plus. doch 
Wenn die Imesfitionen in Hohe von 
928.350 Euro eingerechnet sind - für 
die eine Kreditaufnahme nee ist-. 
dann bleibt unterm Strich ein Defizit 
von 496.020 Euro. 

_Die Handlungsfäheen der Ver-
bandsgemeinde ist aber gegeben; 
sagt Julia Edinger von der finanzab-
tedung. .das zeigt die freie Finanz-
spitze in Höhe von 33.680 Euro: 

Die Verbandsgerneindeumlage soll 
laut Voilage der Verwaltung weiter-
hin 42 Prozent behagen. für die vier 
Ortsgemeinden der damals hoch ver-
schuldeten VG Hochspeyer zusätzlich 
fünf, also 47 Prozent. Untersdnedh-
che Undagesätze wie auch Gebühren 
können laut Eingliedeungsgesetz bis 
zu zehn Jahre nach dein Zusamnsen-
schluss, also bis 2024, erhoben wer-
den. 

Trotz unveränderten Unslagesatzes 
steigen die absoluten Einnahmen aus 
der VG-Umlage laut Berechnung der 
Rnanzabteilung Während Im Vor-
jahr die Ortsgetneinden insgesamt 
rund 8,062 Millionen - 7.798 Millio-
nen Euro aus der allgemenen Umlage 
und 264.000 ans der Sonderumlage 
von fünf Prozent - erwirtschaftet und 
an die VC abgegeben haben, weiden 
es in diesem Jahr rund 8.645 Euro sein 
-8.355 Millionen aus der Umlage und 
290.000 Euro aus der Sondeumlage. 
Ob aufgrund dieser steigenden Ein-
nahmen nicht sogar der Umlagesatz 
gesenkt werden könnte. .das muss 
der Rat entscheiden". erlautert (din-
get% 

Auch der Schuldenstand der VG 
entwickelt sich positiv. 7,2 Millionen 
Eule ZUM Jahresende lautet die Pro-
gnose der Verwaltung. _Davon sind  

5,5 Millionen Investitionskredite und 
1,7 tiquiditätskredite; erlautet 
Edinger. Zum Jahresende 2018 wurde 
nsit 8,32 Millionen Euro Gesamt-
schulden gerechnet. 

Investiert weiden lull in diesem 
Jahr in den Aufzug am Rathaus, der 
endlich einen barrierefreien Zugang 
selufTen soll. Eile das rund 235.000 
Euro teure Projekt gibt es 90 Prozent 
Zuschuss. 

Auch in die Schulen wird wieder 
Geld gesteckt: Die Grundschule En-
kenbach-Alsenborn braucht auf-
grund steigender Schtilerzahlen ei-
nen Anbau. Rund eine Millionen Euro 
sind dafür veranschlagt, 650.000 Euro 
Zuschuss eingeplant. An der Grund-
schule Mehlingen ist ein :weiter Ret-
tungsweg wegen des Mandschutzes 
erforderlich; zu den Kosten von rund 
220.000 Euro gibt en auch hier 65 Pro-
zent Zuschuss. 

INFO 

De Verbandsgerreinderat Enteribath-Al-
senbern harnt am heutigen tkmnerste 
9. htsi„ um 19 Uhr kn Rathaus Hochspeyer 
zusammen. Neben dem Hauthaltstehen 
ikrtarmaktionsplanderVG, de Entedung 
in RisilioUesenkir die Teuerrieht mdue-
re lahreabscHusse und etlicheArtrage 
der COU auf der Tageordnung 

Rhein pfalz,09.05.2019 
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LANDSTUHL:  Verbandsgemeinderat verabschiedet den Haushalt einstimmig 

nach einer sachlichen und pragura. 
tischen Aussprache stimmten am 
bonnerstagabend alle Mitglieder 
des Landstuhler Verbandsgemein. 
derates den Itatplanungen für das 
Jahr 2010212.1n Ilearmauf den.J.es. 
ten ilaushalt der alten Verbandsge-
rnetode tandnuhr.  sprach Wieget. 
melsier Peter Dezenhardt (CDU) von 
erheblichen KApulltäten. die stiegt. 
plante Fusion mit der Verbandsge-
Inetode Kalsreslautern-Sbd zurze:t 
Finde. 

..kundweg etheulich sei das Zahlen ,  
werk für das laufende Iaht trotz .e.-
rer kiciScrt EintrUbuog" Im ve-
gleich zu den Abschlüssen In det 
gangenhet. Uer Ergebnabausha t 
weise ein Minus in lifike sicn 315.00a 
Euro aus. giesset allerdings einer ge 
änderten allanzimunareeneflichtim3 
geschuldet: so Degenhardt. Dabei 
dürften de positiseo Ergebnisse der 
Werke nicht mehr dem Ergebnis-
Muthalt rugesethlet werdet aklar-
te dt. Bürgerrneisler. Ina Finanzhaus-
halt serbkree dagegen eire freie Ft-
nannpitze V.32DIvea 10.000 Ewo. de 
orr TrIgung vors liquiiiMukrediten 
serwendet werde.so  Degentsodt 

Eine der wichtigsten Aufgaben sei 
nun die tertigdetlang des 'Kure Vec-
waltungsgelskides für Merke und 
Einwohnermedeaut. Es sei das Are 
den Bürgerneef t der Fusion zuml. Irgi 
eine funkt ionerezde Verwaltung D2 

blacte. linisiLgte der Bürgeemist. 
an. Des Weiteren gehe das Augen-
merk den Ireresittionen In die Infra-
struktur und die Breittundreser-
ming in der Vertandsgemelink..the 
Leistungen des Bauhofs Im Winter-
dienst werden von allen Seiten ge-
tobt., stellte der Verbandsgemeinde-
Chef (est Daher sti es nur angebracht. 
die Mitarbeitet dert mit der Arischar-
rung eines neuen Unicnogs bei ihren 
Aufgaben zu unterstützen so Degen-
hardL Weitem herestitionen seien in 
den Grindschulen vor allem hin- 

sichlieh des Inendsdnities geplant 
Eiserne stehedieSanierurgder Mein-
Amkluge Kindstuch.die Er11D2C-
rung der Heizung an der IGS sowie 
der dortigen Smnhüte an. In den 
Feuerwachen in Bann Kindsbach lind 
Landstuhl sei die Sannen der Sanf-
tarentagen geptanL 

,Yor allemdielandessegietunghat 
ihre Hausautgabers nicht gemacht; 
meinte der fraktionsersitzende der 
EM Jan Schadet kotz eines ZeDD-
Oluigra wirtschaftlichen Booms sei 
die finanziele Ausstattung der Ce. 

Wird saniert die Kindsbacher Mehrzweckhalle. ttavrsv 

Landkreis 
Kaiseigeurtern 

Rheinpfalz,  15.06.2019 
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Ein „rundweg erfreuliches" Zahlenwerk 
meinden im bundes.witen Vergleich 
sehr schleckt. Vor Ort bliebendeshalb 
die Moglichketten zumfegeuresern 
begrenzt. stellte der Fraktionsvorsit-
zende est Atich das Uteltee an der-
Umlageschraube bringe nichts. denn 
„um ein finanzielles Loch zu stopfen. 
wsvden damit nordie Monziellee n-
cher unserer Ortsgemeindenundder 
Medi etwsgers" 

„Der Bund sitzt aktuell weiter 
sprisimentlich auf Ortern Geldklum-
pen oder einem Schatz wie Uimahl 
Duck.' Mit dielen Worten charakteri-
sierte Henbett Sant fraktinnvint-
sitzender der SPJ. das Verh2 linis zwi-
sehen Konnwnen, Land und Bond. 
Alm habe den Eindruck, ,de Korn-
sturmes, beigen als mitente Stufe so-
zusagen die Hunde, meinte der SM-
NIMM Eine grundlegende Ireforender 
Finanzbeziehungen ingsse her. Und 
hier sollten die Bürgermeister und 
I andrate Aindesehene ihren rin- 
(hiss geltend machen. 

Der siellentretende VO1 sätahle 
der MG-Fraktion. Itidurd Rosreet 
bedauerte. dasz in Mem Jahr die 
Verbandsgernektdeuudage eicht re-
duziert werden könre. um damit eine 
Entlastung der Ortssemeinden zu er-
reichest Das sei umso bedaterlIcher, 
da der Othgermeiner sen erstmals 
absteigenden Steuereinnalunen der 
Geneirden gesprochen habe. _Met-
dirgs ist die dertel t gute wirtschaftli-
che Lage auch in der Yerhandige-
['winde Landstthl skr Garere für ei-
nenguten Haushalt". sagte Roschel. 
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Verbesserungen bei den Verbands- 
meniejnden 

Positive Jahresabschlüsse 
LANDSTUHL:  Der Rat der VG Landstuhl tagt zum letzten Mal vor der Fusion in alter Besetzung 

VON WIW MAUE 

Der alte Verbandsgemeinderat der 
alten Verbandsgemeinde Landstuhl 
tagte am Donnerstag zum letzten 
Mal. Bürgennelster Peter l/egen. 
ha rd t (t.1)11) bezeichnete es als Ende 
einer Ara. Ab 1. Juli gibt es die VG 
nicht mehr in der jetzigen Fonts, da 
sie mit Kaiserslautern-Süd zusam-
men die neue Verbandsgemeinde 
Landstuhl bildet. 

Gleich drei Jahresabschltisse hatte 
det Verbandsgemeinderat an diesem 
Abend festzustellen, nändich aus den 
Jahren 2013,2014 und 2015, Wie De. 
genhardt sagte, sollest die der restli- 

chen Jahre bis 2018 gleich nach der 
Sommerpause beschlossen werden. 
Den Vorsitz bei den Feststellungsbe-
schlüssen und Entlastungen hatte das 
älteste Ratsmitglied Lothar ltser 
{CDU). Der Vonitrende deS Reih- 
nungspritfungsaussehusses, Jan 
Schneider (CDU), gab bekannt, dass in 
Jedem Jahr der Prüfungen andere 
Schwer punkte gelegt wu rden. So hät-
ten die Kontrolleure beim Jahr 2014 
vor allem auf die Vergnügungssteuer. 
Versicherungen, Ordnungsgelder 
und die Baultofausg,aben geschaut 
Bei der Prüfung des Jahres 2015 wur-
de der Schwerpunkt auf die Gemein. 
deorgane und die Verwaltung gelegt 
Alle drei Jahre schlossen positiv ab. 

rur 2013 ist in der Ergebnisrech-
nung ein Plus von 331229 Euro tot-
binden. Im Jahr 2014 beträgt der 
Überschuss 157.166 Euro und 2015 so. 
gar 945.175 Euro. Erfreulich sei, so 
Schneider, dass Ui Eigenkapital von 
12,2 Millionen Euro aus dem Jahr 
2013 auf 13,2 Millionen im Jahr 2014 
erhöht werden konnte. Die Abschlüs-
se wurden für alle drei Jahre einst SM-
trüg festgestellt, die Entlastung eben-
falls einstimmigeneilt. 

Darüber hinaus vergab der Rat 
noch einige Aufträge. Eine Filind aus 
Neuwied erhielt für 136969 Euro den 
Zuschlag. einen Unirostig für den Bau. 
ha der Verbandsgemeinde zuliefern 
Bürgernleister Degenhardt begrün.  

dete die Ersatzbeschattung Damit, 

dass der vorhandene Usumog (Bau. 
Jahr 2005) unwirtschaftlich sei und 
inuner mehr Reparatur en anstünden. 
Eine ortsansässige Fürna erhielt den 
Auftrag, ebenfalls für den Bauhof ein 
Ausleger-Anbaugerät zu liefern. Die-
ses kostet 65.378 Euro. Weiter wurde 
beschlossen, dass eine Firma aus 
Frankfurt den Austausch von Brand-
ntel der n für das Cubo, die Sa una- und 
Wellnessanlage, überninunt und da-
für 23.881 Euro erhält. Degenhardt 
erläuterte dass die vorhandenen Mel-
der völlig intakt seien, die Verwal-
rung jedoch aufgrund von Vorschrif. 
len gezwungen sei, alle Brandmelder 
nach acht Iahten auszutauschen. 



(:  Landkrel41 
Ke,Jas!autern 

Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit! 
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Niederschrift der 3. Sitzung des Kreisausschusses vom 25.11.2019 

TOP 8.5 Verbuchung der Integrationspauschale und Bereitstellung von Projektkos- 
ten für die Verbandsgemeinden im Kreishaushalt 2020 
Vorlage: 1608/2019 

Das Wort wird Herrn Kreisbeigeordneten Peter Schmidt erteilt. Dieser macht Ausfüh-
rungen entsprechend der Beratungsvorlage. 

Der Kreisausschuss empfiehlt dem Kreistag der Verbuchung der Integrationspau-
schale in Höhe von 1.243.451,32 EUR als Ertrag sowie der Bereitstellung von Pro-
jektkosten für die Verbandsgemeinden in Höhe von zunächst 100.000 EUR im Kreis-
haushalt 2020, zu zustimmen. 

Darüber hinaus empfiehlt er die folgende Ermächtigung auszusprechen: 
Sollten diese Mittel den Verbandsgemeinden wider Erwarten nicht ausreichen, so 
werden die darüber hinaus benötigen Finanzmittel bedarfsgerecht aus dem Kreis-
haushalt zur Verfügung gestellt. 

Abstimmungsergebnis:  

Ja-Stimmen: — 14 — 
Nein-Stimmen: — 0 — 
Stimmenthaltungen: — 0 — 



TOP Ö 8.5 
KREISVERWALTUNG KAISERSLAUTERN 

Abteilung 4 (AbtL) 

1608/2019 
Landkreis 
Kaiserslautern 

31.10.2019 

Beschlussvorlage 

Beratungsfolge 

Kreisausschuss 
Kreistag 

Termin 

25.11.2019 
02.12.2019 

Status 

öffentlich 
öffentlich 

   

Verbuchung der Integrationspauschale und Bereitstellung von Projektkosten für 
die Verbandsgemeinden im Kreishaushalt 2020 

Sachverhalt: 

Das Landesgesetz zur Änderung des Landesaufnahmegesetzes (LAufnG) vom 27.12.2018 sieht 
in § 3 a Abs. 1 Satz 1 LAufnG (Leistungen in besonderen Fällen) zusätzliche Zahlungen an die 
Landkreise und kreisfreien Städte vor. Die Zahlungen beliefen sich im Jahr 2019 auf 58,44 Mio. 
Euro, im Jahr 2020 werden Mittel in Höhe von 48 Mio. Euro zur Entlastung bei den Aufwendun-
gen im Zusammenhang mit der Integration, insbesondere von Asylbegehrenden, Asylberechtig-
ten und Flüchtlingen zur Verfügung gestellt. Dieser rheinland-pfälzische Anteil an den zusätzli-
chen Bundesmitteln (sogenannte Integrationspauschale) dient zur Entlastung aller kommunaler 
Ebenen von jenen Kosten, die mit den vielfältigen Integrationsanstrengungen vor Ort verbunden 
sind. 

Als Grundlage der Berechnung wurden die Einwohnerzahlen nach den melderechtlichen Vor-
schriften zum Stichtag 31. März 2019 herangezogen. 

Der Landkreis Kaiserslautern hat bereits im Dezember 2018 eine Zuwendung in Höhe von 
1.515.146,54 EUR erhalten und diese im Haushaltsjahr 2019 als Ertrag gebucht. Am 09.05.2019 
wurde eine weitere Landeszuwendung in Höhe von 1.243.451,32 EUR an den Landkreis ausge-
zahlt. 

Die Entscheidung über die Verteilung der Mittel innerhalb eines Landkreises obliegt allein dem 
Landkreis. 

Wie die mit KT-Beschluss vom 11.03.2019 festgelegte Verbuchung der Zuwendung des Jahres 
2019, so sollte auch die jetzige Zuwendung vor dem Hintergrund, dass die Landesleistung im 
Vorgriff auf die voraussichtliche Beteiligung des Bundes an den Kosten der Integration in den 
Jahren 2019 und 2020 erfolgte, als vorgezogene Auszahlung aus der Integrationspauschale 
2020 gewertet und im Sinne der kommunalen Doppik im Haushalt 2020 in voller Höhe als Ertrag 
gebucht werden. 

Aus dieser Integrationspauschale stehen den Verbandsgemeinden des Landkreises auch im Jahr 
2020 Projektkosten von bis zu 100.000 Euro zur Verfügung, die auf Antrag und nach erfolgtem 
Aufwandsnachweis über die Abteilung „Jugend und Soziales", Fachbereich „Sozialhilfe", zur Aus-
zahlung an die Verbandsgemeinden gebracht werden können. Hinsichtlich des Umsetzungsver-
fahrens wird auf das Rundschreiben des Landkreises vom 24.04.2019 verwiesen. 



Im Jahr 2019 wurden Mittel für Integrationsmaßnahmen in Höhe von 92.986 EUR beantragt und 
- Stand: 31.10.2019 - eine Summe von 77.786,00 EUR ausgezahlt, so dass auch im Jahr 2020 
von einer Auskönnmlichkeit der veranschlagten Mittel auszugehen ist. 

Beschlussvorschlag:  

Der Kreistag stimmt der Verbuchung der Integrationspauschale in Höhe von 1.243.451,32 EUR 
als Ertrag sowie der Bereitstellung von Projektkosten für die Verbandsgemeinden in Höhe von 
zunächst 100.000 EUR im Kreishaushalt 2020 zu. 

Sollten diese Mittel den Verbandsgemeinden wider Erwarten nicht ausreichen, so werden die 
darüber hinaus benötigen Finanzmittel bedarfsgerecht aus dem Kreishaushalt zur Verfügung 
gestellt. 

Im Auftrag: 
Michael Ohliger 
Leiter der Abteilung Jugend und Soziales 



Niederschrift der 3. Sitzung des Kreisausschusses vom 25.11.2019 

TOP 8.6 Information zur energetischen Sanierung des Verwaltungsgebäudes 

Die Informationen hierzu erfolgen in der Sitzung des Kreistages. 



Niederschrift der 3. Sitzung des Kreisausschusses vom 25.11.2019 

TOP 8.7 Information Raum- und Bedarfsplanung der Abteilung 4, 
Jugend und Soziales 
Vorlage: 1633/2019 

Grundsätzlich erfolgen die Informationen hierüber in der Sitzung des Kreistages. 

Herr Kreisbeigeordneter Peter Schmidt gibt jedoch vorab eine kurze Information zu 
einer möglichen Alternative. 

Weiterhin wird seitens des Vorsitzenden, Herrn Landrat Leßmeister hinsichtlich des 
Vorsprachetermins bei Herrn Staatssekretär Stich berichtet. Wonach ein weiteres 
Prüfverfahren den Raumbedarf betreffend durchgeführt werden könnte, bei diesem 
allerdings die gesamten Verwaltungseinheiten einer Neuberechnung unterzogen 
werden müssten. Diese Vorgehensweise würde dann ein weiteres Zeitfenster von ca. 
ein bis zwei Jahre in Anspruch nehmen. 
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Information Raum- und Bedarfsplanung der Abteilung 4, Jugend und Soziales 

Sachverhalt:  

Die Abteilung 4 „Jugend und Soziales" (106 Mitarbeiter/innen) mit ihren 5 Fachbereichen (FB) ist 
derzeit auf insgesamt 4 Standorte in der Stadt und dem Landkreis Kaiserslautern verteilt: 

A) Fischerstraße (Fachbereiche 4.1, 4.2, 4.4, 4.5 und FB-Leitung 4.3) 
B) Casino (Elterngeldstelle und Unterhaltsvorschuss FB 4.1, Jugendgerichtshilfe FB 4.4) 
C) VG Otterberg (Betreuungsbehörde FB 4.2) 
D) Landstuhl (Gemeindeschwester Plus FB 4.2 und Schutzhilfe FB 4.4) 

Der Kreistag hat bereits mit Beschluss vom 11.07.2016 als Ziel ausgegeben, die Abteilung 4 — 
Jugend und Soziales - „in einem Segment auszugliedern" und kurz- bzw. mittelfristig in der Fi-
scherstraße weitere Räumlichkeiten anzumieten, um eine dauerhafte angemessene Ausstattung 
mit Büroflächen gewährleisten zu können. Wie sich herausgestellt hat, ist diese Zielvorgabe auf 
Grund fehlender räumlicher Kapazitäten im Behördenhaus in der Fischerstraße nicht umsetzbar. 

Die Liegenschaft, die zwischenzeitlich in der Rummelstraße der Kreisverwaltung zur Vermietung 
angeboten wurde, steht nicht mehr zur Verfügung. 

Im Zusammenhang mit der Diskussion über die geplante Anmietung „Rummelstraße" hat am 
27.09.2019 ein Gespräch bei Herrn Stich, Staatssekretär beim Innenministerium in Mainz, 
stattgefunden. Dies erfolgte insbesondere unter der Fragestellung, ob der Landkreis ggf. ein 
neues Gebäude zur Unterbringung der Abteilung 4 ins Auge fassen könne. Die Antwort des 
Innenministeriums ist als Anlage der Vorlage beigefügt (Anlage 1). 

Nachdem die Räumlichkeiten in dem Kreisverwaltungsgebäude in der Lauterstr. 8 fertigge-
stellt sind und aktuell keine räumliche Gesamtlösung für die Abteilung 4 zur Verfügung steht, 
wird die Unterbringung in folgende Liegenschaften erfolgen: 

• Fischerstraße (Fachbereiche 4.1, 4.4., 4.5) 
• Casino (Sozialamt 4.3) 
• Lauterstr. 8 (Betreuungsbehörde FB 4.2) 
• Landstuhl (GemeindeschwesterPlus FB 4.2 + Schutzhilfe 1 MA) 



Wie bereits in der Kreisausschusssitzung am 19.08.2019 besprochen, wurde unter Berück-
sichtigung einer wirtschaftlichen Lösung zur Unterbringung der Abteilung 4, nach weiteren 
räumlichen Alternativlösungen gesucht, um zu gewährleisten, dass schnellst möglich die Ab-
teilung 4 in einem Gebäude untergebracht wird. 

Derzeit gibt es ein konkretes Angebot in der Stadt Landstuhl. Die vorgelegten Unterlagen 
haben ergeben, dass in der Liegenschaft die gesamte Abteilung „Jugend und Soziales" un-
tergebracht werden könnte. Die zahlreichen positiven Synergieeffekte könnten dort erreicht 
werden. Für zukünftige weitere Bedarfe stehen weitere Räumlichkeiten im unmittelbaren Um-
feld zur Verfügung. Allerdings wirft ein möglicher Standort außerhalb von Kaiserslautern Fra-
gen auf, die beantwortet werden müssen und genau beleuchtet werden müssen. 

Die Führungskräfte der Abteilung 4 haben gemeinsam mit dem zuständigen Geschäftsbe-
reichsleiter, Herrn Peter Schmidt, die positiven und negativen Aspekte aufgelistet und ge-
genüber gestellt. Unter Abwägung aller Argumente sprechen sich die Führungskräfte und der 
zuständige Kreisbeigeordnete und Geschäftsbereichsleiter für den möglichen Standort Land-
stuhl aus. Die Auflistung ist als Anlage beigefügt (Anlage 2). 

Peter Schmidt 
Kreisbeigeordneter — Geschäftsbereichsleiter II 

Anlage 1 MDLAW StS Stich 20191025 Raumbedarfsklaerung Abt. 4 
Anlage 2 Synopse_Landstua 



MINISTERIUM DES INNERN 
UND FÜR SPORT 

Ministerium des Innern und für Sport Rheinland-Pfalz DER STAATSSEKRETÄR 
Postfach 3280 1 55022 Mainz 

Herrn Landrat 
Ralf Leßmeister 
Kreisverwaltung Kaiserslautern 
Postfach 3580 
67657 Kaiserslautern 

Schillerplatz 3-5 
55116 Mainz 
Telefon 06131 16-0 
Telefax 06131 16-3595 
Poststelle@mdülp.de  
www.mdislp.de  

25. November 2019 

• Mein Aktenzeichen Ihr Schreiben vom Ansprechpartner/-in / E-Mail Telefon / Fax 
1130-0002#2019/0153- 27. September 2019 06131 16-1307 
0301 335 06131 16-17 3307 
Bitte immer angeben! 

Unterbringung der Abteilung "Jugend und Soziales" der Kreisverwaltung des 
Landkreises Kaiserslautern 

Sehr geehrter Herr Landrat Leßmeister, 

vielen Dank für Ihr vorgenanntes Schreiben sowie das angenehme Gespräch mit 

Ihnen und Herrn Kreisbeigeordneten Schmidt am 27. September 2019. 

Hinsichtlich der unterschiedlichen Optionen zur Unterbringung der Abteilung Jugend 

und Soziales und der Festlegungen im Schreiben von Staatssekretär Fern vom 

24. März 2014, wonach der Neubau eines Dienstgebäudes vor dem Hintergrund des 

Standes der Kommunal- und Verwaltungsreform zum damaligen Zeitpunkt nicht in Be-

tracht zu ziehen war, hatte ich in unserem Gespräch am 27. September 2019 dargelegt, 

dass diese Aussage derzeit im Grunde unverändert gilt. Beratungen im politischen wie 

parlamentarischen Raum über eine Fortführung der Kommunal- und Verwaltungsreform 

in Rheinland-Pfalz werden erst dann stattfinden, wenn die Ergebnisse der derzeit lau-

fenden zusätzlichen Untersuchungen zur interkommunalen Zusammenarbeit zum Jah-

resende 2019 vorliegen und ausgewertet sind. Diese ergänzenden Gutachten hatten 

die Landesregierung, die Regierungsfraktionen und die CDU-Landtagsfraktion einver-

nehmlich im Frühjahr dieses Jahres in Auftrag gegeben. Aus Sicht der Landesregierung 

sollten Entscheidungen über Reformmaßnahmen in einem möglichst breiten politischen 

Konsens getroffen werden. Vor diesem Hintergrund kann derzeit weder ein Neubau 

1/4 



MINISTERIUM DES INNERN 
UND FÜR SPORT 

noch der Ankauf eines Dienstgebäudes zur Unterbringung der Bediensteten der Kreis-

verwaltung Kaiserslautern befürwortet werden, da gegenwärtig keine Risikoabwägung 

dahingehend möglich ist, ob sich ein Bauvorhaben im Ergebnis als vergebliche Investi-

tion erweisen könnte oder nicht. 

Gerne fasse ich im Folgenden die gesprächsweise allgemein erläuterten Möglichkei-

ten der Unterstützung des Landes bei der Unterbringung der Abteilung "Jugend und 

Soziales", für die in dem sanierten Bestandsgebäude keine Räumlichkeiten zur Verfü-

gung stehen, zusammen. 

Neu-, Um- oder Erweiterungsbauten sowie der Erwerb von Dienstgebäuden der Kreis-

verwaltungen sind grundsätzlich förderungsfähige Vorhaben im Sinne der VV über Zu-

wendungen aus Investitionsstock (VV-IStock) vom 16. Februar 2011. Zuwendungen für 

diese Vorhaben werden grundsätzlich zu pauschalierten Kosten gewährt (vgl. Rund-

schreiben des Mdl zum Vollzug der VV über Zuwendungen aus dem Investitionsstock 

vom 26. September 2002 über die Zuwendungen für Dienstgebäude und der Kreisver-

waltungen nach pauschalierten Kosten, MinBl. 2002, S.500). 

Grob gesagt richtet sich die Förderung bei Kreisverwaltungsgebäuden nach dem rech-

nerisch ermittelten Raumbedarf, dessen Grundlage der neueste Stellenplan (abzüglich 

der in Nr. 1.1.2 des Rundschreibens genannten Stellen) ist. Die Zahl der Stellen wird 

mit 20 m2  multipliziert. Dies ergibt die förderungsfähige Hauptnutzfläche (FHNF). 

Die Flächen von vorhandenen Bestandsgebäuden - wie hier die des seit 2010 mit Mit-

teln des Investitionsstocks geförderten Gebäudes Lauterstraße 8 - sind von dem rech-

nerisch ermittelten Bedarf abzuziehen. Zur Ermittlung der zuwendungsfähigen Gesamt-

kosten wird die so ermittelte, verbleibende FHNF mit dem Kostenrichtwert von aktuell 

4.300 Euro multipliziert. Zu den hiernach ermittelten zuwendungsfähigen Gesamtkosten 

kann dann eine Zuweisung aus dem Investitionsstock gewährt werden. Die Höhe der 

Zuweisung richtet sich.  nach Nr. 6 VV-IStock nach der finanziellen Leistungsfähigkeit 

des Antragstellers und dem Landesinteresse an der Ausführung des Vorhabens. Der 

Fördersatz für Zuweisungen aus dem Investitionsstock beträgt im Regelfall etwa 30 

v.H., höchstens aber 60 v.H. der zuwendungsfähigen Gesamtkosten. Enthalten in die-

ser Zuweisung ist das staatliche Baufünftel nach § 55 Abs. 5 LKO. Mit der Zuweisung 

auf der Basis des Kostenrichtwerts ist der gesamte regelmäßige Flächenbedarf abge-

golten. 

2/4 



RheinlandlDfalz 
MINISTERIUM DES INNERN 
UND FÜR SPORT 

Die von Ihnen unter 1. in Ihrem Schreiben angesprochene Alternative der Anmietung 

eines Bürogebäudes als Dienstgebäude für die Bediensteten der Abteilung Jugend und 

Soziales der Kreisverwaltung ist grundsätzlich nicht förderungsfähig, da es sich hierbei 

nicht um eine Investition handelt. 

Der unter 2. angesprochene Ankauf von Gebäuden zur Unterbringung der Bedienste-

ten der Kreisverwaltung ist dagegen grundsätzlich förderungsfähig - im Fall der Kreis-

verwaltung Kaiserlautern ist allerdings die Eingangs dargestellte Einschränkung zu 

beachten. Die Förderung erfolgt auch hier nach pauschalierten Kosten; den Antrags-

unterlagen ist zusätzlich nach Nr. 3.2 des Rundschreibens ein Wertgutachten beizufü-

gen. Zu der von Ihnen erwähnten Möglichkeit eines Mietkaufs hatte ich bereits im Ge-

spräch darauf hingewiesen, dass geprüft werden muss, ob ggfls. wegen der Förde-

rung des verbleibenden Restkaufpreises eine Ausnahme vom Verbot des vorzeitigen 

Maßnahmenbeginns erforderlich ist. Der Mietkauf an sich - im Sinne der Zahlung einer 

wiederkehrenden Leistungsrate, die zum Teil auch auf einen späteren Kaufpreis ange-

rechnet wird ist in Ermangelung objektiver Abgrenzungskriterien und der regelmäßig 

vereinbarten Kaufoption nach ständiger Förderpraxis nicht förderungsfähig. Im Fall ei-

nes späteren Erwerbs könnte jedoch hinsichtlich der Zahlung des Restkaufpreises 

eine Zuweisung nach pauschalierten Kosten in Betracht kommen. 

Ergänzend mache ich auch darauf aufmerksam, dass nach Nr. 8.4 der VV-IStock bei 

Bauvorhaben mit beantragten Zuwendung ab 1,5 Mio. Euro und bei allen Vorhaben zur 

Unterbringung von Verwaltungen (Neubau, Umbau oder Erweiterung sowie Ankauf von 

Verwaltungsgebäuden) eine baufachliche Prüfung gemäß Teil II Nr. 6 zu § 44 Abs. 1 

VV-LHO durchzuführen ist. Für die baufachliche Prüfung ist entsprechend dem Schrei-

ben des Ministeriums der Finanzen vorn 09. November 2015 vom Antragsteller u.a. 

eine den Planungsentscheidungen zugrunde liegende Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 

vorzulegen. Um Fehlplanungen zu vermeiden, sind größere Vorhaben im Sinne der Nr. 

8.4 der VV-IStock sowie Vorhaben im Zusammenhang mit Verwaltungsgebäuden kom-

munaler Gebietskörperschaften bereits im Vorstadium der Planung mit der baufachli-

chen Prüfbehörde und der Aufsichtsbehörde zu erörtern. Hinsichtlich der Finanzierung, 

des Bauvolumens, des Raumbedarfs und der städtebaulichen Einbindung ist die grund-

sätzliche Zustimmung der Aufsichtsbehörde und der baufachlichen Prüfbehörde einzu-
holen (Nr. 3.3 VV-IStock). 

3/4 



MINISTERIUM DES INNERN 
UND FÜR SPORT 

Sollte sich der Landkreis Kaiserslautern dazu entscheiden, andere Optionen als die 

erwogene Anmietung in Betracht zu ziehen, würde ich anregen, möglichst bald das 

Gespräch mit der ADD Außenstelle Neustadt (Herr Gruber oder Herr Lang) zu su-

chen. Die ADD wird sodann die baufachliche Prüfbehörde - im vorliegenden Fall ist 

dies die SGD Süd (Frau Deutschler) - einbinden. Beiden Behörden werde ich einen 

Abdruck dieses Schreibens zuleiten. 

Mit freundlichen Grüßen 

.13andolf Stich 
I 

4/4 
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Negative Aspekte g 
Landkreis 

. Kaiserslautern 
• Größere Entfernung zum „Mutterhaus" 
• Ggf. längere Anfahrtswege für Kunden und 

Klienten 
• Mehraufwand für Personal und Dienstautos 
• Größte Abteilung nicht am gleichen Standort 

wie die „Kreisverwaltung" 
• 2. Büro von KBO 
• Mehraufwand bei abteilungsübergreifenden 
• Besprechungen 

• Entfremdung der Mitarbeiter der Abteilung 4 
zu den übrigen Mitarbeitern 

Positive Aspekte 

• Verbesserung der.  internen Abläufe Abt. 4 
• Verbesserung der Kommunikation 

innerhalb der Fachabteilung 
• Arbeitsschutzmaßnahmen umsetzbar 
• Verbesserung des Datenschutzes 

(Beratungsgespräche in 
Beratungszimmern möglich) 
Bessere Umsetzung Sicherheitsaspekte 

• Raumgestaltung noch veränderbar 
• Anmelde und Infoschalter möglich 
• Barrierefreiheit im gesamten Gebäude 
• Parkplätze für Kunden und Klienten 
• Parkplätze für Dienstfahrzeuge in 
• ausreichender Anzahl, incl. E-Fahrzeuge 

Wartebereich für Kunden 
Archivmöglichkeiten 
Besprechungsräume, Sozialräume 
vorhanden 

• Möglichkeit für weiteren Raumbedarf 
• Gute Verkehrsanbindung ÖPNV 

• 72 % der Kunden kommen aus dem 
westlichen Landkreis 



Niederschrift der 3. Sitzung des Kreisausschusses vom 25.11.2019 

TOP 8.8 Nachwahl eines stv. Mitglieds in den Beirat für ältere Menschen 
Vorlage: 1613/2019 

Die Nachwahlen finden in der Sitzung des Kreistages am 02. Dezember 2019 statt. 



Landkreis 
Kaiserslautern 

TOP Ö 8.8 
KREISVERWALTUNG KAISERSLAUTERN 

Fachbereich 4.2 

1613/2019 

18.11.2019 

Beschlussvorlage 

Beratungsfolge 

Kreisausschuss 
Kreistag 

Termin 

25.11.2019 
02.12.2019 

Status 

öffentlich 
öffentlich 

   

Nachwahl eines stv. Mitglieds in den Beirat für ältere Menschen. 

Sachverhalt:  

Der Kreistag hat in seiner Sitzung vom 24.06.2019 auf Vorschlag der Fraktion der SPD Frau 
Erika Brand als stv. Mitglied in den Beirat für ältere Menschen gewählt. 

Frau Brand hat die Wahl als stv. Mitglied des Beirats für ältere Menschen nicht angenommen. 

Beschlussvorschlaq:  

Der Kreistag wählt auf Vorschlag der SPD-Fraktion Herrn Karl Westrich als stellvertretendes 
Mitglied in den Beirat für ältere Menschen. 

Im Auftrag: 
Becker 



Niederschrift der 3. Sitzung des Kreisausschusses vom 25.11.2019 

TOP 8.9 Wahl ehrenamtlicher Richterinnen und Richter in der Sozialgerichtsbarkeit 
Vorlage: 1637/2019 

Die Wahlen finden in der Sitzung des Kreistages am 02. Dezember 2019 statt. 
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Abteilung 4 (AbtL) 
 
1637/2019 
 
_____________________________________________________________________________ 
 

19.11.2019 
 
Beschlussvorlage 
 

Beratungsfolge Termin Status 

Kreisausschuss 25.11.2019 öffentlich 
Kreistag 02.12.2019 öffentlich 

 
 
Berufung von ehrenamtlichen Richterinnen und Richtern an das Sozialgericht 
Speyer und an das Landessozialgericht Mainz 
 
Sachverhalt: 
 
Nach § 14 Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) werden die Vorschlagslisten für die ehrenamtli-
chen Richter/innen, die in den Kammern für Angelegenheiten der Sozialhilfe und des Asylbewer-
berleistungsgesetzes mitwirken, von den Kreisen und kreisfreien Städten aufgestellt. 
 
Die Amtszeiten folgender, vom Kreistag mit Beschluss vom 21.07.2014 vorgeschlagenen ehren-
amtlichen Richterinnen und Richter, enden mit Ablauf des 30.06.2020. 
 
- Frau Jutta Schmidt, ehrenamtliche Richterin am Landessozialgericht Mainz, 
- Herr Roland Christmann, ehrenamtlicher Richter am Sozialgericht Speyer, 
- Herr Walter Rung, ehrenamtlicher Richter am Sozialgericht Speyer. 
 
Für die neue Amtsperiode von fünf Jahren sind vom Landkreis Kaiserslautern wiederum drei Per-
sonen vorzuschlagen. Für das Amt des ehrenamtlichen Richters am Sozialgericht müssen diese 
die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen, das 25. Lebensjahr vollendet haben und im Landkreis 
Kaiserslautern wohnen. Die ehrenamtlichen Richter am Landessozialgericht müssen das drei-
ßigste Lebensjahr vollendet haben und sollen zudem mindestens fünf Jahre ehrenamtliche Rich-
ter bei einem Sozialgericht gewesen sein. 
 
Folgende ehrenamtliche Richter/innen haben sich bereit erklärt, für eine weitere Amtsperiode zur 
Verfügung zu stehen: 
 
- Frau Jutta Schmidt (ehrenamtliche Richterin am Landessozialgericht Mainz) 
- Herr Walter Rung (ehrenamtlicher Richter am Sozialgericht Speyer). 
 
Herr Roland Christmann hat auf eine weitere Amtsperiode verzichtet. 
 
Von der Kreistagsfraktion der SPD wurde daher Frau Karin Decker als Kandidatin neu benannt. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Für die neue Amtsperiode von fünf Jahren werden folgende Personen als ehrenamtliche Richte-
rinnen und Richter der Sozialgerichtsbarkeit Rheinland-Pfalz vorgeschlagen: 



 
a) Frau Jutta Schmidt als ehrenamtliche Richterin am Landessozialgericht Mainz, 
b) Herr Walter Rung als ehrenamtlicher Richter am Sozialgericht Speyer, 
c) Frau Karin Decker als ehrenamtliche/r Richter/in am Sozialgericht Speyer. 
 
 
 
Im Auftrag: 
Michael Ohliger 
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TOP 8.10 Wahl einer/eines Integrationsbeauftragten für den Landkreis Kaiserslautern 
Vorlage: 1635/2019 

Die Wahl findet in der Sitzung des Kreistages am 02. Dezember 2019 statt. 



Termin Status 

25.11.2019 öffentlich 
02.12.2019 öffentlich 

Beratungsfolge 

Kreisausschuss 
Kreistag 

KREISVERWALTUNG KAISERSLAUTERN 

Abteilung 1 (AbtL) 
1/as/11141 Landkreis 
1635/2019 Kaiserslautern 

15.11.2019 

Beschlussvorlage 

Wahl einer/eines Integrationsbeauftragten für den Landkreis Kaiserslautern 

Sachverhalt: 

In der Wahlperiode des Kreistages 2014-2019 hatte der Kreistag am 09.02.2015 beschlossen, 
dass die Aufgaben einer/eines Integrationsbeauftragten für den Landkreis Kaiserslautern ehren-
amtlich, entsprechend der Wahlperiode des Kreistages wahrzunehmen sind (vgl. Beschlussvor-
lage 0556/2015). 

In diese Funktion wurde Herr Sofronios Spytalimakis, wohnhaft in Trippstadt in der gleichen Sit-
zung gewählt. Herr Spytalimakis hat sich bereit erklärt, diese Funktion auch für die laufende 
Wahlperiode des Kreistages 2019-2024 weiterhin zu übernehmen. 

Die Bestellung zum Integrationsbeauftragten erfolgt durch Wahl gemäß § 33 der Landkreisord-
nung (LKO). 

Beschlussvorschlag:  

Der Kreistag wählt Herrn Sofronios Spytalimakis zum Integrationsbeauftragten für den Landkreis 
Kaiserslautern. 

Im Auftrag: 

Achim Schmidt 
Büroleiter 
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TOP 8.11 Einwohnerfragestunde 

Der Verwaltung liegen keine Einwohneranfragen vor. 



If Leßmeister Car en Zäuner 

Niederschrift der 3. Sitzung des Kreisausschusses vom 25.11.2019 

Der Vorsitzende bedankt sich bei den Anwesenden und schließt die Sitzung. 

Kaiserslautern, den 25.11.2019 

Vorsitzender Schriftführerin 
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